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Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
53. a Abgeordnetenhauſes vom 12. Mat, 
5 10 En 2 1 iniſtertiſche Friedenthal, Geb. Räthe Liebrecht, de la 
roix, Rothe u. A. 

Bon dem Abgeordneten Hänel ift ein See Abänderung der Ge 
ſchäftsorvnung, von dem landwirthſchaftlichen Miniſter ein Geſetzentwurf 
wegen Ergänzung der Verordnung dom 13. Mai 1867, betreffend die Ab⸗ 
löſung von Servituten ꝛc. dem Haufe vorlegt. 4 
„Erster Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Fortſetzung der dritten Be⸗ 
rathung des Geſetzentwurſs betreffend die Vertheilung der öffent⸗ 
lichen Jaſten bei Grundſtückstheilungen und die Gründung 
neuer Anſiede lungen ıc. R . 

Die 88 1 bis 12, die die Vertheilung der Laſten bei Grundſtückstheilungen 
regeln, werden ohne Debatte genehmigt. 

* lautet nach den Beſchlüſſen zweiter Leſung: 5 

er außerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Oriſchaft ein Wohn · 
baus errichten oder ein ſchon vorhandenes Gebäude zum Wohnhauſe ein⸗ 
richten will, bedarf einer von der Ortspolizeibehörde zu erthellenden Anſiede⸗ 
lungsgen ecbmigung. Vor deren Aushändigung darf die polizeiliche Bau⸗ 
erlaubniß nicht ertheilt werden. 

Hierzu beantragt Abg. Hammach er folgenden Zuſatz: 

„Eine Anſiedelungsgenehmigung iſt nicht erforderlich, wenn das Mohn: 
daus innerhalb eines nach dem Geſetze pom 2. Juli 1875 feſtgeſtellten Bau: 
planes oder im Anſchluß an bereits vorhandene bewohnte Gebäude berge⸗ 
ſtellt werden ſoll.“ \ . 

en v. Heeremann dagegen will dem § 13 folgenden Zuſatz 
eben: ; nz 4 
8 „Die Anſievelungsgenehmigung iſt nicht erforderlich für Wohnbäuſer, 
welche in den Grenzen eines nach dem Geſetz vom 2, Juli 1875 feſtge⸗ 
ſtellten Bebauungsplanes, oder welche auf einem bereits bebauten Grund⸗ 
ſtücke im Zufammenbange mit bewohnten Gebäuden errichtet oder einge⸗ 
richtet werden ſollen.“ Rt 

Abg. v. Heeremann: Das Motiv meines Antrages iſt, eine ſcharfe 
Begrenzung aufzustellen zwiſchen den Fällen, in denen der Anſiedelungs⸗ 
conſens unbedingt erforderlich, und denen, in welchen Anſiedelungsfreiheit 
gewährt werden kann. Ich will ebenſo wie der Abgeordnete Hammacher, 
überall da, wo innerhalb der Grenzen des Bebauungsplans oder im Zuſam⸗ 
menhange mit bewohnten Gebäuden eine Neuanſiedelung erfolgt, die Be⸗ 
dingung des Bauconſenſes ausſchließen; mein Antrag ſpricht aber dieſen 
Grundſatz entſchieden präciſer und jquriſtiſch klarer aus, als der des Abge⸗ 
ordneten Hammacher, und ich bitte daher das Haus, ihn anzunehmen. 

Miniſter Friedenthaj; Auch ich finde das Beſtreben, die neuen Nieder: 
laſſungen, inſofern fie eine Erweilerung ſchon beſtehender Etabliſſements ent ; 
balten, von den erſchwerenden Anſiedelungsvorſchriften zu befreien, mehr und 
klater ausgedrückt in dem Antrage v. Heeremann, als in dem des Abgeord⸗ 
neten Hammacher und da ich dieſem Beſtreben durchaus zuſtimme, ſo muß 
ich mich für den Antrag v. Heeremann erklären. - N 

Abg. Hammacher: Während der Antrag Heeremann die Befreiung 
von dem Bauconſens nur in dem Falle gewähren will, daß Jemand auf 
feinem eigenen Grundstücke zu bereits vorhandenen Etabliſſements eine neue 
Anſiedelung errichten will, würde es nach meinem Autrage zuläſſig fein, auch 
auf daneben liegenden, einem Anderen gehörenden Grundſtücken im Anſchluß 
an vorhandene Gebäude einen Neubau zu errichten. In ſofern weicht alſo 
materiell mein Antrag von dem anderen ab und zwar in der Richtung der 
Anſiedelungsfreibeit; ich halte deshalb meinen Antrag für den beſſeren und 
bitte das Haus, ihm zuzuſtimmen. . 

Nachdem die Abgg. Kummert und Stengel den Antrag v. Heereman 
und der Abg. Mühlenbeck den Antrag Hammacher nochmals empfohlen, 
wird der letztere abgelehnt und der Autrag o. Heereman und der demge: 
mäß modificirte $ 13 vom Haufe angenommen. 

8 15 lautet: Die Anſiedelungs⸗Genehmigung kann verſagt werden, wenn 
gegen die Anſiedelung von dem Cigenthümer, dem Nutzungs oder Gebrauchs⸗ 
berechtigten oder dem Pächter eines benachbarten Grundstücks oder von dem 
Vorſteher des Gemeinde (Guts) Bezirks, zu welchem das zu beſiedelnde 
Grundſtück gehört, oder von einem der Vorſteher derjenigen Gemeinde- (Guts⸗) 
Bezirke, au welche daſſelbe grenzt, Einſpruch erhoben und der Einſpruch durch 
Thatfachen begründet wird, welche die Annahme rechtfertigen, daß die An: 
ſiedelung den Schutz der Nutzungen benachbarter Grundſtücke aus dem Feld⸗ 
5 * aus der Forſtwirthſchaft, der Jagd oder der Fiſcherei ge⸗ 
ährden werde. 

Abg Hammacher beantragt, den Paragraphen, wie folgt, zu faſſen: 

„Gegen Ertheilung der Anſtedelungs⸗ Genehmigung kann von den Nach⸗ 
baren, wenn fie Eigenthümer oder Pächter oder ſonſtige Nutzungs⸗ oder Ge: 
brauchsberechtigte der benachbarten Grundſtücke, ſowie auch von dem Vorſteher 
derjenigen Gemeinde (Gutsbezül), zu welcher die Anſiedelung gehört, oder 
an welche die Anſiedelung grenzt, Einſpruch erhoben werden. 

Die Anſiedelungs⸗ Genehmigung kann verſagt werden, wenn der Einſpruch 
auf Thatſachen geſtützt wird, welche mit Bezug auf die Lage des 
Ortes und die perſönlichen Verhältniſſe des Nachſuchenden 
die Annahme rechtfertigen, daß die Anſiedelung den Schutz der Nutzungen 
benachbarter Grundſtücke aus dem Feld⸗ und Gartenbau, aus der Forſtwirth⸗ 

ſchaft, der Jagd oder der Fiſcherei gefährden werde.“ 

Ferner beantragen die Abgg. Lipke und Genoſſen folgende Faſſung: 

„Gegen Extheilung der Aaſiedelungs⸗Genebmigung kann von den Nach⸗ 
baren, jeien fie Eigenthümer oder Pächter oder ſonſtige Nutzungs⸗ oder Ge⸗ 
brauchsberechtigte der benachbarten Grundſtücke, ſowie auch bon dem Vorſteher 
derjenigen Gemeinde (Gutsbezirh, & welcher die Anſiedelung gebört, oder 
an welcbe die Anſiedelung grenzt, Einſpruch erhoben werden. Die Anſiede 
lungs-Genebmigung kann nur berfagt werden, wenn der erfolgte Einſpruch 
auf Thatſachen geſtützt iſt, welche mit Bezug auf die Lage des Ortes und 
die Perſon des Nachfuchenden die Annahme rechtfertigen, daß er die Anſiede⸗ 
lung zur Gefabrdung des Schutzes der Nutzung benachbarter Grundstücke 
aus dem Feld⸗ oder Gartenbau, aus der Forſtwirthſchaft, der Jagd oder der 
Fiſcherei mißbrauchen werde.“ 0 

Abg. Lasker: Die Digcuſſion bat das vorige Mal zum Theil auf all: 
gemein politiſche Geſichtspunkte geführt und der Herr Miniſter eine Betrach⸗ 
zung angeſtellt, die mindeſtens an Heftigkeit des Ausdrucks ſich compenfiren 
ben anden dag, was er etwa in meiner friiheren Rede als dare bezeichnet 
ba 2 36 ba e haben, hab @oje, jei nicht in liberalem 
ausge f 2 babe dieſe Unterſcheidung nicht gemacht, und nur vorüber⸗ 
gebend den b. ruck gebraucht, daß das, Geſetz mit einem liberalem Mantel 
drapirt ſei, — b. auf den eriten Schein als ein wirthſchaftlicher Fortſchritt 
betrachtet wer — kane, in Wahrheit nicht ſel. Dabei bleibe ich auch beute. 
Man batte die di cr zwiſchen zwei Wegen. Man konnte zunächſt die Ent: 
ſcheidung über 8 Aiebelungsfreißeit erwaltungsbehörden überweiſen, man 
batte die Bezirkebebörden im Sinne, die das Beſte der ihnen untergebenen 
Perſonen ſchon befolgen würben, ch tadelte dies, denn ich würde dieſe 
Angelegenheit bei N reisausſchüß und Bezirksrath nur dann für wohl 
aufgehoben erachtet haben, der fie in der That eine Verwaltungsangelegen⸗ 

eit wäre, und dann wären die Verwaltungsgerichte nicht anwendbar. Die 
egierung ſtellt ſich aber auf den andern Standpunkt, daß wirthſchaftliche 
eſchränkungen nie weiter gehen Tha als die thatſächliche Nothwendigkeit 
zwinge und die Erörterung der Thatſachen vor Verwaltungsſtreitdehörden 
eböre. Prüfen Sie, ob die Regierung dieſem Gedanden Wort hält. Die 
Anſiedelung ſoll nach der Vorlage verſagt werden konnen, wenn fie geeignet 
it, den Schutz des Eigenthums zu gefabrden. Die Gefahr liegt, wie alle 
Redner, mit Ausnahme des Herrn line anerkennen, in der Entfernung 
der Anſiedelung von den übrigen controlirbaren Orten. Der Herr Minifter 
at zwar erwähnt, es gäbe Anſiedelungen, die trotz der Entfernung nicht, 
dad andere die troß ihrer Nähe doch gefährden. Mir thäte es leid, wenn 
ie Verwaltungsbebörden ſich dieſe Auslegung aneigneten. Die ganze ſoge⸗ 
Mante Anfievelungsfreiheit geriethe dam in eine weit größere Confufion. 
Eher hat das Geſetz die „erhebliche 1 er als das nothwendige 
erkmal der Gefahr anerkannt. Der Herr Minifter entfernt dieſes Merk⸗ 
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mal. Ich meine aber, ſofern die neue Anſiedelung in der Nähe anderer 
Gebäude liegt, iſt der einzige Schutz in der Verſchärfung der polizeilichen 
Wachſamkeit zu ſuchen und ich wüßte überhaupt nicht mehr, wo die Grenze 
für die Anſiedelungsfreiheit zu finden iſt, ſobald der Begriff der Entfernung 
nicht mehr entſcheidend fein ſoll. 

Wollen Sie dieſe Angelegenheit dennoch den Verwaltungsgerichten über: 
weiſen, fo müſſen Sie gleichzeitig eine Definitive geben, wonach Sie im 
Stande find, nicht aus arbittärem Ermeſſen, ſondern aus äußeren Merkma⸗ 
len zu entſcheiden, ob Sie die Anſiedelungsfreiheit geben wollen. Auf die 
Gefahr hin. hierin weder dieſes Hauſes noch der Regierung Zuſtimmung zu 
finden, mochte ich das Bewußtſein zurücklaſſen, daß die begonnene Geſetz⸗ 
gebung in Bezug auf die Anſiedelungsfreiheit mit dieſem Geſetze noch nicht 
abgeſchloſſen und eine Forderung der wirthſchaftlichen Freiheit bisher unbe 
friedigt geblieben iſt. Ich meine nämlich, daß nur dann ein wirklicher Schutz 
der Anſiedelungsfreiheit gewährt wird, wenn der Einſpruch gegen die An⸗ 
ſiedelung nachzuweiſen hat, daß aus dem ganzen Inhalt der Perſon und 
Sache zu vermuten iſt, es würde dieſe Anſiedelung zum Angriff gegen das 
Eigenthum des Nachbaren gemißbraucht werden. Der Abg. Stengel halt 
dieſe Beſchränkung noch nicht für genügend, weil die Gefahr ſehr wohl erſt 
durch die Perſon eines r Erwerbes begründet werden könne. Gehen 
Sie auf dieſe Anſchauung ein, fo gewähren Sie in Wahrheit keine Freiheit. 
Denn die meiſten Anſiedelungen ſind derartig, daß ſie den Schutz des nach⸗ 
barlichen Eigenthums vermindern. Jede Anſiedelung kann alſo zurückgewieſen 
werben, ohne daß ein Moment des Verdachtes . Damit machen Sie 
neun Zehntel aller Anfievelungen unmöglich. Der Antrag Lipke ſcheint mir 
der einzig richtige zu ſein, da er conſequent ausdrückt, was die ratio dieſes 
Geſetzes ſein kann. Natürlich wird bier, wenn von einer aus der Perſon 
entſpringenden Gefahr die Rede ih nicht lediglich die Perſon an ſich gemeint, 
ſondern es iſt die ganze wirthſchaftliche Beſchaffenbeit der Perſon bei Be: 
A7 des Verdachtes in Betracht zu ziehen. Dadurch nun, daß der 

ntrag Hammacher wenigſtens das ganze freie Belieben der Verwaltungs⸗ 
behörden ausſchließt, unterſcheidet er ſich zu ſeinem weſentlichen Vortheil von 
der Regierungsvorlage. Nach der Regierungsvorlage kann man zu keinem 
Rechtsgrundſatz gelangen, aus welchem ein falſches Erkenntniß der Verwal⸗ 
tungsgerichte vernichtet werden könnte. 
er einzige Rechtsgrundſatz wäre die vermehrte Gefährdung des nach⸗ 
barlichen Eigenthums, die aber mit jeder Anſiedelung verbunden ift. Durch 
den Antrag Hammacher dagegen iſt eine geſetzliche Norm gegeben, daß nicht 
die Gefahr, die in der Gelegenheit liegt, entſcheidend iſt, ſondern die Ver⸗ 
bindung don Perſon und Gelegenheit, die die Verwaltungsgerichte zur Ver⸗ 
ſagung der Anſiedelungsgenehmigung berechtigt. Wenn man nun einwirft, 
daß der Antrag Hammacher eine Einengung der Regierungsintention da⸗ 


durch enthalte, daß er die Verwaltungsgerichte anweiſt, vielleicht auch die 


Beſcholtenheit der Perſon in Bel racht zu ziehen, To iſt dies thatſächlich nicht 
der Bau: denn der W giebt nicht ein einengendes Moment für die 

reiheit der Anſiedelung, ſondern für das richterliche Urtheil, welches die 
Infievelung verweigert. Der Reichskanzler hat früher ausgeſprochen, daß 
dieſes Geſetz einen guten Schutz gegen wirtbſchaftliche Verirrungen, beſon⸗ 
ders gegen die Socialdemokratie gewähre. Ich fügte hinzu, daß wahrſchein⸗ 
lich aus dieſen Geſichtspunkten dis gegenwärtige Geſetz mitperanlaßt ſei. 
Das hat der landwirthſchaftliche Miniſter ſo ausgelegt, als ob ich das ganze 
Verdienſt des Geſetzes dem Reichskanzler allein zuſchreiben wollte und nicht 
auch zum Theil den übrigen Mitgliedern der Regierung, vielleicht auch dem 
landwirthſchaftlichen Miniſter. Dieſe Elferſucht war um ſo weniger noth⸗ 
wendig, als ich das gegenwärtige Geſetz gar nicht für fo perdienſtlich halte. 
Denn wenn man wirklich fo große Gebrechen durch dies Geſetz heilen zu 
können glaubt, fo muß man ſich zur vollen Freiheit, die nur durch die äußerfte 
Nothwendigkeit begrenzt iſt entſchließen. Am liebſten wäre etz mir, wenn 
Sie den § 15 gänzlich ſtrichen, nur die Bedingung eines eigenen Zuganges 
zu der Anſiedelung feſthielten und alles Andere der poltzeilichen Ueber⸗ 
wachung überließen. Wenn es gelingt, ven Geſetzesausdruck ſo zu geſtalten, 
daß nur diejenigen Anſiedelungen verboten werden, mit denen der Zweck der 
Gefährdung verbunden iſt, ſo wird dadurch die wirthſchaftliche Freiheit nicht 
weſentlich beſchränkt werden. Wenn Sie aber einen Wortlaut wählen, der 
nach wie vor die ganze Entſcheidung in die Beurtheilung der Gefahr ver⸗ 
legt, welche mehr oder weniger jede Anſiedelung mit ſich bringt, ſo kann 
hierbei von einer wirthſchaftlichen Reſorm keine Rede fein. Ich werde des⸗ 
halb in erſter Linie für den Antrag Lipke ſtimmen und erſt, wenn der zurück⸗ 
gewieſen wird, dem Antrage Hammacher beitreten. 


Miniſter Dr. Friedenthal: Ob meine Vertheidigung gegen den Angriff 
des Vorredners beftig war und mehr das perſönliche Element herborlehrte 
als der Angriff des Herrn Vorredners, das zu beurtheilen überlaſſe ich dem 
Urtheil des hohen Hauſes, ebenſo das Urtheil darüber, ob jener perſonliche 
Angriff bei dieſer Gelegenheit überhaupt in irgend einer Weiſe motwirt war. 
(Sehr wabr! rechts.) Ebenſo wenig werde ich mich darauf einlaſſen, auf die 
irrthümliche Auslegung meiner Ausführung betreffs des Hineinziehens einer, 
Aeußerung des Herrn Miniſterpräſidenten näher einzugehen; ich habe das 
Gefühl, daß von dem behaupteten Motiv dabei ſo wenig die Rede war, daß 
es einer Widerlegung in dieſer Beziehung nicht bedarf, und das, denke ich, 
ift auch der Eindruck meiner Rede im Haufe geweſen. Ich babe mich nur 
gegen die Fr 5 05 Verknüpfung jener gelegentlich im Privatkreiſe abge: 
gebenen Aeußerung mit geſetzgeberiſchen Motiven gewendet, weil ich eine 
derartige Verknüpfung für nicht geeignet halte, um ſachlich ein Geſetz zu be⸗ 
kämpfen und anzugreifen. (Sehr richtig! rechts.) Was die Sache feloft be⸗ 
trifft, ſo behauptet der Herr Vorredner zunächſt, das Geſetz Rüge nicht den 
Charakter einer wirthſchaftlichen Reform, ſondern nur den Schein einer ſolchen. 
Dieſer Vorwurf nöthigt mich, die Hauptpunkte Ihnen vorzuführen, in denen 
eine Emancipation von den bisher geſetzlich beſtehenden Anſiedelungsbeſchrän⸗ 
kungen durch dieſe Vorlage - herbeigeführt wird. Bisher beſtanden in den 
ſechs öſtlichen Provinzen folgende Vorſchriften: 1) „Die Regulirung der Ara 
lichen Laſten und der ſonſtigen öffentlich rechtlichen Verhältniſſe muß der 
„ee des Vauconſenſes vorausgehen.“ — Dieſe Beſtimmung iſt 
pure aufgehoben. 2) „Die neuen Anſiedler müſſen die beſonderen Unkosten 
tragen, welche durch ihren Hinzutritt dem Gemeinde-, Kirchen-, Schul⸗ oder 
fonitigen Verbande entſteben.“ — Gleichfalls pure aufgehoben. — Alles 
demnächſt Folgende gilt auch für Weſtfalen. 3) „Alle auch in ländlichen 
Ortſchaften zu errichtenden Niederlaſſungen unterliegen dem Anſiedelungs⸗ 
Conſens, ſofern fie nicht auf bereits bedauten Grundstücken erfolgen.“ 

Auch dieſe Beſchränkung wird beſeitigt. Es trifft dieſe Erleichterung 
99 Procent aller Fälle, in denen es ſich um Anſiedelungen überhaupt handelt. 
enn heute am Ende eines Dorfes oder an irgend einer Seite ein neues 
Wohnhaus erbaut werden ſoll, ſo iſt ein Anſiedelungsconſens erforderlich 
und hierin lag bisher die große Erſchwerung, welche der Erweiterung und 
Vergrößerung ländlicher Oriſchaften bereitet war, indem fie dieſelbe in die 
Gutdünken der Verwaltungsbehörden ſtellte. 4) „Auch Niederlaſſungen auf 
ſchon bebauten Grundſtücken, wenn ſie von dem Hauptgebäude abgetrennt 
find, unterliegen dem Anſiedelungsconſens.“ — Aufgehoben. 5) „Die Un: 
fiedelung Muß unterſagt werden, wenn die Gemeinde widerſpricht und der 
Nachſuchende nicht durch den Vefig von Grundstücken, ſicheren Hypotheken 
oder durch Verſicherung eines zuverläſſigen Gemeinpe⸗Mitgliedes den Beſitz 
eines binlänglichen Vermögens zur Ausführung des Baues nachweiſen kann.“ 
— Iſt gleichfalls aufgehoben. 6) „Die Anſiedelung kann verſagt werden, 
wenn von derſelben Gefahr für das Gemeinweſen zu beforgen iſt.“ — Eine 
ganz allgemein gehaltene Beſtimmung, unter welche jede Anſiedelung ſubſu⸗ 


mirt werden kann. Denn worin läßt ſich von einer ängſtlichen Verwaltung 
nicht Gefahr für das Gemeinweſen als vorhanden annehmen? In ihrer 
Allgemeinheit ift dieſe Beſtimmung fortan aufgehoben. 7) „Die Auſiedelung 
ſoll aus polizeilichen Gründen nicht zugelaſſen werden, wenn beſcholtene oder 
notoriſch unvermögende Perſonen an Plätzen, die von bewohnten Orten ers 
heblich entfernt oder ſonſt unpaſſend gelegen find, ſich niederlaſſen wollen“, 
iſt aufgehoben. — Ich denke, die Vorführung Sie Thatſachen genügt, um 
nachzuweiſen, daß die Vorlage durchweg einen reformatoriſchen Charakter in 
ſich trägt, (Sehr wahr! rechts) und daß der Vorwurf des Vorredners, fie 
bein und das Mäntelchen einer ſolchen Reform, im höchſten 
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Herr Vorredner hauptſächlich wandte, fo wird, wer dieſen unbefangen lieſt, 
darin nichts anderes finden, als die Beſtimmung: die Anſiedelung kann an 
und für ſich aus allgemeinen Gründen, blos deshalb, weil fie eine Anſiedelung 
iſt, und die mit jeder Anſiedelung als ſolchen verbundenen Folgen nach ſich 
zieht, gar nicht verſagt werden; ſie kann nur dann verſagt werden, wenn 
em Einſpruch erfolgt, und dieſer Einſpruch auf Thatſachen, welche im 
concreten Falle eine beſondere Gefahr nachweiſen, begründet iſt. Ich lege 
auf die Bedingung der Thatſachen, welche den Einſpruch rechtfertigen müffen, 
das allergrößte Gewicht. Dem Verwaltungs⸗Richter werden dieſe Thatſachen 
vorgelegt und er entſcheidet darüber, ob ſie begründet find und ausreichen, 
die Genehmigung. zu verſagen. Mit Heroorhebung und Erwägung dieſes 
einen Umſtandes fallen die Einwürfe des Herrn Vorredners in ſich zuſam⸗ 
men; weil dieſelben alle in dem Vorwurfe gipfeln, es handle ſich um ein 
Urbitrium der nothleidenden Behörde auf Vermuthungen und allgemeine 
Annahme bin. Was den beut geſtellten Antrag Hammacher⸗Löwenſtein be⸗ 
trifft, ſo fällt er in ſehr vielen Fällen ſeines Geltungsbereiches mit der 
Regierungsvorlage zuſammen; ich balte ihn indeſſen nicht für nothwendig, 
aber auch für nicht erſchöpfend, und zwar deshalb, weil in ihm ein ſehr 
weſentlicher Geſichtspunkt der Regierungsvorlage nicht enthalten iſt, das ift 
das Moment des Zweckes einer beſtimmten Anſiedelung. Dieſer Zweck kann 
weniger in der Perſon des Nachſuchenden liegen, als in dem objectiven 
Charakter des Unternehmens, um das es ſich handelt. Denken Sie ſich z. B. 
den folgenden, der Wirklichkeit entnommenen Fall: Ein Gemeinde⸗Armen⸗ 
Verband kommt in die Lage, einigen Familien, die mehrere Jahre im Zucht⸗ 


haus geſeſſen und deren Entlafjung bevorſteht, Obdach und Unterkunft zu 


gewähren. Nach den bisher geltenden Beſtimmungen werden ſolche Leute 
in dem ſogenannten Gemeinde: oder Armenhaus untergebracht. 

Nun iſt aber dieſes ſo baufällig geworden, daß es abgebrochen werden 
muß, und es handelt ſich darum, mit Rückſicht auf den bevorſtebenden Zu⸗ 
wachs ein derartiges Unterkunftsgebäude zu errichten. Was ihut die Ge⸗ 
meinde? Sie kauft innerhalb einer benachbarten Feldmark eine kleine En⸗ 
clave, um bier die betreffende Anſiedelung der Zuchthäusler zu errichten 
(Große Heiterkeit); fie thut etwa daſſelbe, was früher in einzelnen Staaten 

eſchah, daß man Verbrecher begnadigte unter der Bedingung, daß fie ins 

achbarland gingen. Hier iſt die betreffende Perſon, welche das Anſiede⸗ 
lungsgeſuch einreicht, eine hoͤchſt ehrenwerthe, eine Gemeindecorporation, und 
doch wird jede berftändige Behörde ein ſolches Geſuch verſagen müſſen wegen 
des objectiven Zweckes des Niederlaſſungsgeſuchs. Dieſes Beiſpiel zeigt, daß 
der Antrag Hammacher nicht erſchöpfend wirken kann. und deshalb, weil er 
zum Schutze gegen Willkür nicht nothwendig iſt, muß ich mich gegen den⸗ 
ſelben ausſprechen. Ich kann Sie nur bitten, die Regierungsvorlage unver⸗ 
1 Gaal welche die ihr gemachten Vorwürfe in keiner Weiſe der⸗ 
ient. eifall. a 

Abg. v. d. Goltz: Der Abg. Lasker hat in der letzten Sitzung erklärt, 
daß das Geſetz reactionären Maßregeln ein liberales Mäntelchen umhängen 
wolle, und hat dies in der heutigen Sitzung zu begründen verſucht; der 
Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten hat ihm ſchon nachge⸗ 
wieſen, daß er darin völlig im Irrthum iſt; ja, wenn man das wirklich unter 
„conſervativ“ verſtehen wollte, was der Abgeordnete Lasker mit dieſem Worte 
bezeichnet, ſo würden wir gegen das Geſetz ſtimmen müſſen wegen der großen 
Ausdehnung von Freiheiten, welche durch dieſes Geſetz bewirkt werden. Der 


einzige Unterſchied, welcher zwiſchen dem Standpunkt des Abg. Lasker und 


der Regierungsporlage beftebt, iſt der, daß dieſe von Männern ausgearbeitet 
iſt, welche Kenntniß der practiſchen Verhältniſſe beſien, während er die Sache 
nur tbeoretiſch auffaßt. (Sehr richtig.) Der Abg. Lasker hält für das einzig 
zuläſſige Correctiv gegen die Gefabren einer Anſiedelung eine Erhöhung der 
Wachſamkeit von Seiten der Polizeibebörden; wer aber das Verfahren auf 
dem Lande kennt, der wird wiſſen, was erhöhte polizeiliche Wachſamkeit heißt: 
ſie erfordert eine Vermehrung der polizeilichen Organe, und eine ſolche Laſt 
würde unter Umſtänden unerträglich und der Ruin einer ganzen Gemeinde 
ſein. Wenn er ferner behauptet, daß eine jede Anſiedelung das Eigenthum 
des Nachbarn geſährde, ſo iſt dies die einfache Conſequenz jedes Zuſammen⸗ 
wohnens. Der Antrag des Abgeordneten Hammacher unterſcheidet ſich von 
der Regierungsvorlage im Weſentlichen nur dadurch, daß er die perſönlichen 
Verhälmiſſe in demſelben Grade wie die ſachlichen berückſichtigt wiſſen will, 
während die Regierungsvorlage vor allem die ſachlichen in den Vordergrund 
ſtellt, damit aber durchaus nicht die Berückſichtigung der perfönlihen neben⸗ 
bei ausſchließt. Der Miniſter hat ſchon das Unpractiſche in dem Antrag 
nachgewieſen; was aber allen Grürden, die zur Vertheidigung deſſelben von 
dem Abg. Lasker angeführt worden, die Spitze abhricht, iſt die Thatſache, 
daß nicht die Bureaukratie, ſondern der lebensfriſche Organismus der Selbſt⸗ 
verwaltung enticheiden werde. Wenn man zu dieſen Behörden fo wenig 
Vertrauen begt, wie es ſich in den Befürchtungen des Abg. Lasker ausſpricht, 
fo hätte man dieſelben überhaupt nicht ſchaffen ſollen. Ich bitte Sie, die 
N vorlage anzunehmen. 

bg. Lasker: Es iſt das, was ich geſagt habe, willkürlich verrückt wor⸗ 
den; ich habe ausdrücklich erklärt, daß ich den Schwerpunkt der Reform dahin 


verlege, ob Anſiedelungen in der Entfernung von einem beſtimmten Wohn 


orte geſtattet werden oder nicht, und da halte ich meine Behauptung aufrecht, 
daß in dieſer Beziehung die Regierungsvorlage gegenüber den alten Beſtim⸗ 
mungen nur wenig Veränderungen bietet. Wenn der Miniſter und Abg. 
v. d. Goltz als meine Meinung anführen, daß eine Vermehrung der Gefähr⸗ 
dung ſchon darin liege, wenn mehrere Menſchen beiſammen find, ſo it mir 
eine ſolche Thorheit zu ſagen nicht in den Sinn gekommen. Ich babe nur 
die Frage geſtellt, ob das Verwaltungsgericht, wenn überhaupt nur eine be⸗ 
ſtimmte Entfernung von einem unter polizeilicher Controle ſtehenden Orte 
vorhanden ift, aus dieſer Thatſache die Gefährdung des Schutzes hergeleitet 
werden kann, und wenn dieſe Frage verneint werden ſollte, ſo wünſche ich, 
daß dies in dem Geſetze deutlich ausgeſprochen werde. Der Abgeordnete 
b. d. Goltz hat mir wiederum einen Vorwurf gemacht, den ich vor Jahren 
bei Beratbung der Kreisordnung bäufig aus jenen Reihen gehört habe, daß 
ich die Verhältniſſe nicht kenne; aber die Thatſachen haben bewieſen, daß ich 
das Land richtiger wie ſie beurtheilt habe. Zum Schluß will ich noch gegen 
den Miniſter ſagen, daß ich neulich nicht eine private, ſondern eine öffentlich 
gefallene Aeußerung des Fürſten Bismarck angeführt habe. 

Miniſter Dr. Friedenthal: Ich habe in meinen Ausführungen durchaus 
nicht behauptet, daß aus den Ausführungen des Abg. Lasker zu folgern ſei, 
daß ein Zuſammenwohnen ſchon an ſich eine Vermehrung der Gefährpung 
enthielte; im Gegentheil babe ich nachzuweiſen verſucht, daß ſolche allgemei⸗ 
nen Folgerungen unzuläſſig ſeien, und daß man ein Geſetz nur auf That⸗ 
ſachen aufbauen könne. Was den Werth der Reform anbetrifft, ſo ſuche ich 
denfelben in dem ganzen Inhalt des Geſetzes, und durch den Nachweis 
von Freiheiten, welche durch die Vorlage geſchaffen werden, glaube ich dar⸗ 
gethan zu haben, daß der Charakter derſelben ein reformatoriſcher iſt. Schon 
das vorige Mal habe ich erklärt, daß die Entfernung kein entſcheidendes 
Moment bilden könne, ſondern daß man die geſammten Verhältniſſe in Be⸗ 
tracht zu ziehen habe. 

Abg. v. Heereman: Ich ſtimme zunächſt mit dem Abg. Lasker darin 
überein, daß ich die Freideit der Anſiedelung nur in den nothwendigſten 
Fällen beſchränkt wiſſen will, und ich gehe bierbei von dem Gedanken aus, 
daß eine Beſchränkung nur aus Gründen ſtaufinden darf, welche aus einer 
beſtimmten concreten Thalſache hervorgehen, nicht aber aus allgemeinen Be⸗ 
fürchtungen. Es fragt ſich nun, wie ſich dieſes Ziel am beiten erreichen 
läßt, und da muß auch ich mich entschieden für die Regierungsvorlage er 
klären aus tbeoretiſchen Gründen, weil ſie correcter, und aus praltiſchen 
Gründen, weil ſie viel leichter durchführbar iſt, als der Antrag Hammacher. 
welcher die Berückſichtigung ſowohl der perſönlichen wie der ſachlichen Vers 
hältnilie fordert, während meines Erachtens beide Momente gleichzeitig und 
in ihrer Gefammtwirkung erwogen werden müſſen. Man ſcheint jetzt über⸗ 
haupt einigermaßen das Vertrauen zur Selbſtverwaltung verloren zu haben 
und beſonders den überwiegenden Einfluß der Gutsbesitzer zu fürchten; aber 
dieſe Bedenken find dier völlig unbegründet, da die Gutsbesitzer wegen Manz 

els an Arbeitern jetzt noch viel mehr Intereſſe an der Anftevelung ihrer 

agelöhner haben, als die Industrie. Es giebt doch fo viele Bermaltun 8: 
inſtanzen, und da iſt doch wirklich nicht anzunehmen, daß von allen dieſen 
das Geſetz nicht ſachgemäß ſollte ausgelegt werden. Wenn Sie auf allge⸗ 

— 


meine Befürchtungen ſoviel Gewicht legen und Ihre Gründe nicht aus ber, 


ſtimmten Thatſachen aid, fo würden Sie am beiten thun, das ganze Geſetz 
abmlebnen, wollen Sie aber die Thatſachen ſprechen laſſen, jo nehmen Sie 
die Regierungsvorlage an. 5 : 

Abg. Lömwenftein: Wir find im Weſentlichen darin einig, daß wir für 
die Anſiedelungen eine Erleichterung und Beförderung ſchaffen wollen. Wenn 
nun die ausführenden Behörden und alle Verwaltungs⸗Inſtanzen dieſelben 
Anſichten hätten, wie der Miniſter ſie entwickelt hat, ſo würden wir auf eine 
Amendirung verzichten können; aber es iſt eben bei den bisherigen und durch 
die Tradition eingewurzelten Verhältniſſen zu befürchten, daß die Ausführung 
des Geſetzes nicht den Abſichten des Geſetzgebers entſpricht. Vor Allem iſt 
zu berückſichtigen, daß die erſte Behörde, welcher das Recht der Ueberwachung 
und des Einſpruchs zuſteht, die Ortspolizei iſt, und von dieſer kann man 
doch unmöglich erwarten, daß ſie ſich unter dem allgemeinen Satze: die Zu⸗ 
rückweiſung fol nur auf Grund von Thatſachen erfolgen, irgend etwas con⸗ 
cretes denken ſoll; es iſt da der Phantaſie und der verſchiedenſten Auslegung 
des Geſetzes freier Spielraum in weitem Maße geboten. Nun wendet man 
allerdings ein, daß noch ſo viele Verwaltungsinſtanzen vorhanden wären, 
denen eine Entſcheidung zuſtehe, und daß man das Vertrauen zur Selbſtver⸗ 
waltung völlig verloren habe, wenn man allen dieſen nicht eine unparteiiſche 
Auslegung des Geſetzes zutrauen wolle; aber dies paßt hier gar nicht, wir 
wollen eben nicht, daß erſt der ganze Inſtanzenzug durchlaufen werden muß, 
um ein richtiges Urtheil zu erzielen; dies ſoll womöglich ſofort durch die 
Ortspolizeibehörde geſchehen, und deshalb wollen wir durch unſeren Antrag 
der Executive eine beſtimmte Richtſchnur an die Hand geben. Wenn der 
Miniſter ein einzelnes Beiſpiel gegen unſeren Antrag angeführt hat, worin 
der Zweck einer Anſiedelung beſonders hervorgehoben wird, fo iſt doch dieſes 
Moment ebenfalls in unſerem Antrag enthalten. Ich bitte Sie, denſelben 
anzunehmen. 

Sowohl der Antrag Lipke (für den nur der Antragſteller und der Ab⸗ 
geordnete Lasker ſtimmen), als auch das Amendement Hammacher, werden 
bierauf abgelehnt und der Paragraph in der Faſſung der Regierungsvorlage 
angenommen. 5 
1 — SS 18 und 19 werden in der Discuſſion zuſammengefaßt. Sie 

uten: 

$ 18. Wer außerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft eine 
Colonie anlegen will, bat dazu die Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in 
Stadtkreiſen der Ortspolizeibehörde, zu beantragen. Mit dem Antrage ift 
ein Plan vorzulegen und darin nachzuweiſen, in welcher Art die Gemeinde, 
Kirchen⸗ und Schulverhältniſſe der Colonie geordnet werden ſollen. 

$ 19. Die Genehmigung zur Anlegung einer Colonie ift zu verſagen, 
wenn und ſo lange die Gemeinde⸗, Kirchen⸗ und Schulberhällniſſe nicht dem 
öffentlichen Intereſſe und den beſtehenden geſetzlichen und ſtatutariſchen Beſtim⸗ 
mungen gemäß geordnet ſind. Im Uebrigen finden die Beſtimmungen der 

$ 14 bis 17 mit der Maßgabe Anwendung, daß die in den SS 16, 17 der 

rtspolizeibehörde beigelegten Beſugniſſe für Landkreiſe von dem Kreisaus⸗ 
ſchuſſe wahrzunehmen find. f 
bg. Hammacher beantragt die Streichung dieſer beiden Paragraphen, 
eventuell für den Fall der Annahme des § 19: anſtatt „iſt zu verſagen“ zu 
ſetzen „kann verſagt werden“. . 

Abg. Hänel beantragt: für den Fall der Aufrechterhaltung des § 18 dem 

§ 19 folgenden Schlußſatz hinzuzufügen: „und gegen den vom Kreisausſchuß 
ergangenen Beſcheid innerhalb der im § 17 beſtimmten Friſt der Einſpruch 
auf mündliche Verhandlung im Streitperfahren ſtattfindet.“ 
Abg. Hammacher: Ich beſtreite, daß es ein weiſer legislatoriſcher Akt 
iſt, die Herſtellung von Colonien von der vorherigen Regulirung der Abgaben⸗ 
Verhältniſſe abhängig zu machen, fo lange nicht beſtimmte Grundſätze exi⸗ 
ſtiren, nach denen die Gemeinden die Abgaben zu Kirchen⸗ und Schulzwecken 
erheben. Bei der jetzigen Lage der Geſetzgebung berrſcht in dieſer Beziehung 
die reine Willkür der Gemeinden. Einem Bergwerksbeſitzer, der eine Colonie 
zur geſunden Unterbringung ſeiner Arbeiter in einer Gemeinde mit gemiſchter 
confeſſioneller Bevölkerung errichten will, iſt es gar nicht möglich, ein Ab: 
kommen mit der Gemeinde hinſichtlich der Kirchen- und Schulverhältniſſe ab⸗ 
zuſchließen, denn er weiß gar nicht, ob ſeine Arbeiter evangeliſch oder katho⸗ 
liſch ſein werden. Ich verweiſe auf die Marinewerften in Danzig. Dort 
ſind die vorhandenen Arbeiterwohnungen durchaus unzureichend und die 
Marine verwaltung hat ſich deshalb die Frage vorlegen müſſen, ob es ſich 
nicht empfiehlt, dort Arbeitercolonien anzulegen. Solche Colonien find ein 
großer wirthſchaftlicher und humaner Fortſchritt; einen ſolchen von der Willkür 
der einzelnen Gemeinden abhängig zu machen, wäre ein legislatoriſcher Febler, 
den Sie nicht begehen dürfen. In jedem Falle bitte ich wenigſtens um An⸗ 
nahme des eventuellen Antrages. 8 . 

Miniſter Dr. Friedenthal: Das Geſetz ſoll nicht die Bildung von 
Colonien erſchweren, ſondern den Unternehmer verpflichten, von vornherein 
datauf zu ſehen, daß die Colonie ordnungsmäßig in den betreffenden Ger 
meindeverband eingeführt werde oder eine ſelbſtſtändige Gemeinde bilde, was 
nur dazu beitragen kann, das Gedeihen der Colonie zu fordern. Ich habe 
bereits bei der zweiten Leſung die Gründe dafür beigebracht und es will mir 
ſcheinen, als ob dieſe Gründe genügten, um die Ausführungen des Vor⸗ 
redners über dieſen Punkt zu widerlegen. Mit dem eventuellen Antrag 
deſſelben und mit dem Antrage Hänel erkläre ich mich einverſtanden. 

Abg. Stengel: Ich halte es für richtig, wenn die Beſchlüſſe der zweiten 
Leſung mit dem eventuellen Antrag Hammacher beſteben bleiben. Es ſind 
zwei Fälle der Anlegung von Colonien denkbar, entweder daß ein Groß⸗ 
grundbeſitzer es in feinem Intereſſe findet, ein größeres Beſitzthum zu par⸗ 
zelliren und eine Anzahl Häuſer zu errichten, um eine größere Rente aus 
feinem Beſitz zu ziehen, oder daß eine induſtrielle Geſellſchaft oder ein ähn⸗ 
liches Unternehmen ſich veranlaßt findet, eine größere Anzahl Arbeiterwoh⸗ 
nungen zu bauen. Pbilantropiihe Gründe werden im Allgemeinen hierbei 
weniger maßgebend ſein, als der Zweck, ſich dadurch eine ordentliche Arbeiter⸗ 
ſchaft zu verſchaffen. Um des Vortheils des Unternehmers willen, dürfen 
aber einer Gemeinde Laſten nicht aufgelegt werden, darf ihr nicht der Bau 
eines neuen Schul⸗ oder Krankenhauſes, oder die Anſtellung eines neuen 
Lehrers zugemuthet werden. Ueberdies ſteht nach der Vorlage die Entſchei⸗ 
dung dem Kreisausſchuß, nicht dem vielleicht engherzigen Gemeindevorſtande 
zu. Glauben Sie, daß der Kreisausſchuß ſo bornirt ſein wird, ſolchen wohl⸗ 
thätigen Anlagen beſondere Hinderniſſe in den Weg zu ſtellen? Ich bitte 
deshalb um Aufrechterhaltung der beiden Paragraphen. 

Abg. Kummert: Der Begriff der Colonie iſt in dem Geſetz durchaus 
nicht feſtgeſtellt, es ſoll eine Mehrzahl von Anſiedelungen ſein. Wie viel 
rs dazu? Es kann Jemand die Errichtung von 5 Häuſern als eine 

uſiedelung betrachten, der Kreisausſchuß dagegen als Colonie. Dieſe Un⸗ 
beſtimmtheit ſpricht gegen die Paragraphen. Die bisher beſtehenden gleichen 
Vorſchriften haben weder geſchadet noch genutzt, aber gerade deshalb müſſen 
ſie als überflüſſig wegfallen. a 

Abg. Stengel: Ich halte es im concreten Falle durchaus nicht für 
ſchwierig, zu entſcheiden, ob eine Colonie vorliegt oder nicht, kann alſo die 
Bedenken des Vorredners gegen die Paragraphen nicht theilen. 

Die SS 18 und 19 werden mit dem eventuellen Antrag Hammacher und 
dem Antrag Hänel angenommen. 

§ 22 beſtimmt: 2 — denjenigen Städten, welche nach Maßgabe ergeben⸗ 
der Geſetze von der Zuſtändiekeit des Kreisausſchuſſes in Angelegenheiten 
der allgemeinen Landesverwaltung ausgenommen werden, werden die in 
dieſem Geſetze dem Kreisausſchuſſe überwieſenen Obliegenheiten von dem Be⸗ 
zirksverwaltungsgerichte wahrgenommen.“ 

Abg. Hänel beantragt als Conſequenz der Beſchlüſſe zu den SS 18 und 
19: an Stelle der Schlußworte „werden die in dieſem Geſetze ꝛc.“ zu ſetzen: 
„tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes in den Fällen der SS 9, 11 und 
17 dieſes Geſetzes das Bezirksverwaltungsgericht, in den Fällen der SS 18 
und 19 die Ortspolizeibehörde.“ 

Der $ 22 mit dieſem Antrage wird angenommen. 

In § 24 werden ſchließlich nach dem Antrage Kummert den durch das 
Geſetz aufgehobenen älteren Geſetzen hinzugefügt: § 155 Nr. VII. und VIII. 
der Kreisordnung vom 13. December 1872. 

Die Berathung des Geſetzentwurfs ift hiermit erledigt, die definitive Ab⸗ 
ſtimmung bleibt bis zur nächſten Sitzung vorbehalten. 

Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Ablö⸗ 
ſung der Reallaſten im Gebiete des Regierungsbezirk Kaſſel. 

Eine Debatte erhebt ſich nur über § 29 a, welcher von den auf Forſtgrund 
baftenden Berechtigungen handelt. 0 . 

Der Regierungscommiſſar Geh. Rath Sterneberg vertheidigt die Auf⸗ 
rechterhaltung des von der Commiſſion beſeitigten Unterſchiedes zwiſchen 
Servituten und Reallaſten, weil erſtere das Recht gewiſſer Nutzungen an 
dem Grundſtücke gewähren, die ſonſt nur dem Eigenthümer zuſtehen, während 
letztere den Beſitzer nur zur Leiſtung von Abgaben verpflichten, die er nicht 
gerade dem verpflichteten Grundſtück zu entnehmen braucht. Dieſer in Alt⸗ 

reußen und auch in Heſſen feſtgehaltene Grundſatz habe ſich ſtets bewährt. 

ie bei den Holzabgaben von der Commiſſion gemachte Ausnahme beein: 
trächtige beide Theile: der Verpflichtete, der bisher mit dem 20fachen Betrage 
babe ablöſen dürfen, werde künftig mit dem 22¾ reſp. 25fachen Betrage 
ablöſen müſſen, der Berechtigte werde nicht mehr in Land, ſondern in Geld 
eniſchädigt werden. 

Abg. Miquel tritt dieſen Ausführungen entgegen. Der Unkerſchied 


1 


zwiſchen Serbituten und Reallaſten ſel kein in dem altveulfhen Recht, aus 
dem dieſe Verhältniſſe ſich herleiten, degründeter. In Heſſen ſeien die Wal⸗ 
der für viele Gemeinden die Lebensbedingung; nehme man ihnen dieſe und 
gebe ihnen Geld, ſo werde die Folge ſein, daß die Zahl der Holzdiebe ſich 
außerordentlich vermehre. 

Abg. Vogeley erklärt ſich ebenfalls für die Commiſſtonsbeſchlüſſe, indem 
er ausführt, daß in ſeinem Wahlkreiſe die Bewohner einiger Ortſchaften aus 
den benachbarten herrſchaftlichen Waldungen allein jährlich Holznutzungen 
im Werthe von circa 10,000 Thlr. beziehen, wofür ſie nur 400 Thlr. zu 
zahlen haben, und ſehr baren ſind, daß ihnen lediglich Geldrenten und 
kein Grund und Boden für ihre Rechte gegeben werden ſolle. 

„Abg. Bähr (kaſſel) weiſt darauf hin, daß es bier weniger auf den juri« 
ſtiſchen Unterſchied zwiſchen Servituten und Reallaſten ankomme, ſondern 
vielmehr auf den wirthſchaftlichen Geſichtspunkt, und der führe zur Annahme 
der Commiſſionsbeſchlüͤſſe. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen und die SS 29—31 nach den Beſchlüͤſſen 
der Commiſſion angenommen. . 

Die auf das Geſetz bezüglichen Petitionen werden theils für erledigt 
erklärt, theils der Regierung als Material für das in Ausſicht geſtellte 
Geſetz auf Siſtirung der Verordnung vom 13. Mai 1867 überwieſen. 

Hieran ſchließt ſich die zweite Berathung des Entwurfs, betreffend die 
Ablöſung der den Kirchen, Pfarren, Küſte reien und Schulen 
zuſtehenden Holzabgaben im Gebiete des Regierungsbezirks 
Wiesbaden und in den zum Regierungsbezirk Kaſſel gehöri⸗ 
gen vormals großherzoglich heſſiſchen Gebietstheilen. 

Die Vorlage wird nach einigen befürwortenden Bemerkungen des Refe⸗ 
renten Abg. Albrecht unverändert angenommen. r 

Es folgen Wahlprüfungen. Die IV. Abtheilung beantragt 1) die 
Wahl des Kaufmanns Haſſencamp im IX. Wahlbezirke, Regierungsbezirk 
Kaſſel, zu beanſtanden; 2) die königliche Staatsregierung aufzufordern, ge 
eignete Ethebungen darüber zu veranlaſſen, ob in den Urwahlbezirken VI., 
VII., VIII, IX, X., XL, XIII., XIV., XV., XVI., XVII., XVIII., Kreiſes 
Kirchhain, die Vorſchriften der SS 10 und 12 des Reglements überall beob⸗ 
achtet ſind, und wenn dies der Fall, die noch fehlenden Beſcheinigungen 
ausſtellen und den Wahlacten beifügen zu laſſen. 

Der Antrag wird ohne le angenommen. 

Ferner beantragt die II. Abtheilung, „die Wahl der Herren Abgeordneten 
von Czarlinsly und Oſterrath im 7. Wahlbezirke des Regierungsbezirks 
Marienwerder (Kreis Konitz⸗Tuchel⸗Schlochau) für ungiltig zu erklären.“ 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt macht darauf aufmerkſam, daß die Erſatz⸗ 
wahlen für die regierungsfreundlichen Wahlmänner mit äußerſter Geſchwin⸗ 
digkeit angeordnet und angenommen worden, während die für den Oppoſi⸗ 
tions⸗Candidaten ſtimmenden Wablmänner durch allerlei Vorwände, wie 
durch Streichung aus der Wahlliſte und Verzögerung der Eiſatzwahlen, an 
der Ausübung des Wahlrechts vielfach verhindert worden ſeien. Die Ber 
hörden hätten eine andere Zuſammenſetzung des Wahlcollegiums intendict. 
Redner ging ſodann auf die Vorgänge näher ein, kam dabei zu dem Reſul⸗ 
tate, daß die von der Commiſſion hervorgehobenen wegen zweifelhafter An⸗ 
gabe des Termins zur Wahl nicht erſchienenen zehn Wahlmänner das 
Stimmverhältniß nicht verſchoben hätten und beantragte deshalb, die Wahlen 
einſtweilen nur zu beanſtanden. 

Abg. v. Kardorff iſt zwar der Meinung, daß die Wahlen für ungiltig 
zu erklären ſeien, möchte aber nicht den Wahlkreiſen die Unannehmlichkeit 
verurſachen, kurz vor Schluß der Seſſion noch einmal zu wählen, und will 
desbalb den Ausweg der Beanſtandung, welchen der Antrag v. Schorlemer 
bietet, gern ergreifen. 

11 re Czarlinski (Neuſtadt) tritt dem . 
dingt bei und bekämpft aber die Gründe, welche der! 
gemacht hat. 5 5 

Derſelben Anſicht iſt Abg. Graf Limburg⸗Stirum. 

Abg. Windthorſt (Meppen) iſt zwar von der Giltigkeit der Wahl über: 
zeugt und glaubt, daß eine Beweiserhebung die entſtandenen Zweifel vollſtändig 
befeitigen und zur Giltigkeitserklarung führen werde. Aus Opportunitäts« 
rückſichten empfiehlt er jedoch den Antrag v. Schorlemer zur Annahme. 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) kann es nicht billigen, lediglich aus Rück⸗ 
ſicht für die Wahlkreiſe einen definitiven Beſchluß zu vermeiden; einmal vor 
SR geſtellt, müſſe man rückſichtslos nach der Lage der Sache 
entſcheiden. 

Abg. Kantak legt ebenfalls gegen die Anſicht Verwahrung ein, als ob 
ſich das Haus bei ſeiner Abſtimmung von den Motiven des Abg. v. Kardorff 
leiten laſſe; wäre dem fo, jo müßten die beiden intereſſirten Abgeordneten 
ihr Mandat niederlegen. a 

Nachdem der Referent Abg. Zaehle nochmals den Antrag der Abthei⸗ 
lung befürwortet, wird der Antrag v. Schorlemer auf Beanſtandung 
angenommen. ö 

Die IV. Abtheilung bat ferner den Antrag geſtellt: 1) Die Wahl des 
Herrn Wojczewski im 6. Poſener Wahlbezirk für giltig zu erklären; 2) die 
Wahlen der Herren Respadek und v. Potworowski zu beanſtanden. 

Der Antrag wird angenommen. 

Ein Antrag der V. Abtheilung, Namens derer Abg. Petri referirt, geht 
dahin, 1) die Wahlen der Abgg. Doms und Grafen Arco für giltig zu er: 
klären, 2) die Staatsregierung aufzufordern, wegen verſuchter Wahlbeein⸗ 
fluſſung die Kreis⸗Secretäre Nowak und Ulbert in geeigneter Weiſe zur Ver⸗ 
antwortung zu ziehen. . ; 

Abg. Welter beantragt dagegen ad 1 Ungiltigkeitserklärung der beiden 
Wahlacte, wegen der nachgewieſenen Wahlbeeinfluſſungen von Seiten der 
Regierungs⸗Organe. ; ö 5 

Abg. v. Kardorff muß das Hauptgewicht darauf legen, daß ziffermäßig 
nachgewieſen werde, die Wahlbeeinfluſſung babe das erreichte Wahlreſultat 
erzielt. Da ein ſolcher Nachweis hier nicht geführt ſei, ſo befürwortet er die 
Giltigkeitserklärung der Wahlen. g 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) giebt allerdings zu, daß ein ſolcher Beweis 
bier nicht zu erweiſen ſei, doch müſſe man hier wie bei den Hohenzollern⸗ 
ſchen Wahlen im Intereſſe der Würde des Hauſes den prineipiellen Stand⸗ 
punkt wahren und die Wahlen kaſſiren. 

Abg. Graf Limburg ⸗Stirum giebt zwar zu, daß Verſuche von der 
Regierung gemacht worden, die Stimmabgabe zu beeinfluſſen, jedoch nur im 
Sinne der Belehrung. (Stürmiſche Heiterkeit.) Jedenfalls ſeien die Wahlen 
2 7 richtige Meinungsausdruck des Wahlkreiſes und deshalb für giltig zu 
erklären. 

Obwohl noch, der Referent Abg. Petri den Antrag der Abtheilung befür⸗ 
wortet, wird det Antrag Welter angenommen, die Ungiltigkeit der 
1 — . ausgeſprochen, der zweite Theil des Abtheilungsantrages wird 
genehmigt. 

Damit iſt die N N erſchöpft. 

Schluß 3 Uhr. Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr (Schlußab⸗ 
ſtimmung über das Anſiedelungsgeſetz; Eiſenbahn von Itzeboe nach Heide; Ab⸗ 
boſang bon SchulsLaften; Gele iber de Ante proche 

Berlin, 12. Mai. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Ara) Juſtizrath Hou ben zu Mörs, den Rothen Adlerorden vierter Klaſſe 
verliehen. 

Se. Majeftät der König dat den Auguſt Gottlieb Robert Rauch⸗ 
held unter dem Namen von Göben in den Adelſtand erhoben; dem 
Bürgermeiſter von Weiſe von Aachen den Titel „Oberbürgermeiſter“ ver⸗ 
liehen; und der Wahl des erſten Oberlehrers der Sophien⸗Realſchule in 
Berlin, Profeſſors Guſtav Adolph Wilhelm Bolze, zum Director der 
Andreasſchule daſelbſt die Allerböchſte Betätigung ertheilt. 

Der ſeitherige Kreitz⸗Wundarzt, Dr. Lipkau, zu Barten iſt zum Kreis⸗ 
Phyſicus des Kreiſes Angerburg ernannt worden. — Der Königliche Eiſen⸗ 
bahn⸗Baumeiſter Eugen Knebel zu Kaſſel iſt zum Königlichen Eiſenbahn⸗ 
Bau- und Betriebs⸗Inſpector ernannt und find demſelben die Functionen 
als Vorſteber des dautechniſchen Bureaus der Königlichen Direction der 
Oſtbahn in Bromberg übertragen worden. 

Berlin, 12. Mat. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
begab Sich heute Vormittag mit Sr. Majeſtät dem Kaiſer von Ruß⸗ 
land nach dem Exercierplatz hinter der Haſenhaide und wohnte daſelbſt 
dem Exerzieren einer combinirten Brigade im Feuer bei. Nach been⸗ 
digtem Exerzieren und Vorbeimarſch geleitete Se. Majeſtät der Kaiſer 
und König des Kaiſers von Rußland Majeſtät in das ruſſiſche Bot: 
ſchafts⸗Hotel zurück und nahm, in das Palais zurückgekehrt, den Vor⸗ 
trag des Geheimen Cabinets⸗Raths von Wilmowskt entgegen. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königinl beſichtigte geſtern in 
London die diesjährige Gemälde ⸗Ausſtellung, in Begleitung des Präſi⸗ 
denten der königlichen Akademie Sir Francis Grant. Hierauf beſuchte 
Ihre Majeſtät die um die Krankenpflege hochverdiente Miß Nightin⸗ 
gale. In der deutſchen Botſchaft empfing Ihre Majeftät die Bot: 
ſchafter und Miſſtonschefz. — Abends fand der große Empfang des 
Prinzen von Wales ſtatt, an welchem Sich die Kaiſerin im Buding: 
ham Palace betheiligte. 


v. Schorlemer unbe⸗ 
orredner dafür geltend 


+ ae 


[Se Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
welcher am 10. Abends vom Neuen Palais hier eingetroffen und über⸗ 
nachtet, wohnte geſtern Vormittags der Beſichtigung des Garde⸗Füſilier⸗ 
Regiments auf dem Tempelhofer Felde bei und empfing nach der 
Rückkehr den Oberſt v. d. Burg, Commandeur des Niederrheiniſchen 
Füſilter⸗Regiments Nr. 39. Um 11'/, Uhr beehrte Se. Kaiſerliche 
Hoheit den öſterreichiſch⸗ungariſchen Miniſter des Aeußern, Grafen 
Andraſſy, mit einem Beſuch und begab Sich um 12% Uhr zum 
Empfange Sr. Majeſtät des Kaiſers von Rußland nach dem Oſtbahn⸗ 
hofe und von dort in das ruſſiſche Botſchaftshotel, wo inzwiſchen auch 
Ihre Kalſerliche Hoheit die Kronprinzeſſin zur Begrüßung des Kaiſers 
eingetroffen war. Nachmittags ſtatteten Se. Majeſtät der Katſer von 
Rußland ſowie Se. Königliche Hoheit der Großherzog v. Mecklenburg⸗ 
Schwerin im Kronprinzlichen Palais Beſuche ab. Um 5 Uhr Nach⸗ 
mittags nahmen die Kronprinzlichen Herrſchaften am Diner bei Sr. 
Majeſtät dem Kaiſer Theil und beſuchten Abends die Oper. Ihre 
Kaiſerliche Hoheit die Kronprinzeſſin kehrte darauf Abends nach dem 
Neuen Palais bei Potsdam zurück. 

[Seine Majeſtät der Katfer von Rußland! wurde geſtern 
nach Seiner Ankunft im Botſchaftzpalats von Ihrer Kalſerlichen und 
Königlichen Hoheit der Kronprinzeſſin und Ihren Königlichen Hohei⸗ 
ten den Prinzeſſinnen Friedrich Carl, Marie und Eliſabeth begrüßt. 
— Er empfing darauf den Reichskanzler Fürſten Bismarck und den 
öſterreichiſch- ungariſchen Miniſter des Aeußeren Grafen Andraſſy, ſtattete 
bierauf Sr. Majeſtät dem Kaiſer und König, ſowie den Prinzen des 
Koͤniglichen Hauſes Beſuche ab und nahm ſpäter an dem Familien⸗ 
diner im Königlichen Palais Theil. Abends wohnten Beide Kaiſer⸗ 
liche Majeſtäten der Vorſtllung im Opernhauſe bei. — Heute Mor⸗ 
gen machte Se. Majeſtät der Kalfer von Rußland eine Spazierfahrt 
durch den Thiergarten. Nach der Rückkunft wurde derſelbe von Sr. Ma⸗ 
jeſtät dem Kaiſer und König abgebolt und nach dem Exerclerplatz hin⸗ 
ter der Haſenhaide geleitet. Beide Majeſtäten wohnten daſelbſt dem 
Exercieren einer combinirten Brigade, beſtehend aus dem 2. Garde⸗ 
Regiment zu Fuß, dem Kaiſer Alexander Garde⸗Grenadier⸗Regiment 
Nr. 1, dem Kaiſer Franz Garde⸗Grenadier⸗Regiment Nr. 2, dem 1. 
Garde⸗Dragoner⸗Regiment und der 1. Abtheilung des 1. Garde⸗Feld⸗ 
Artillerie⸗Regiments bei. — Nachmittags 5 Uhr findet im Adlerſaale 
des Königlichen Palais ein Galadiner ſtatt, zu welchem außer Sr. 
Majeſtät dem Kaiſer von Rußland, Sr. Königlichen Hoheit dem Groß: 
herzoge von Mecklenburg⸗Schwerin und den Mitgliedern der König: 
lichen Familie Einladungen erhalten haben der Reichskanzler Fürſt 
Bismarck, der Reichskanzler Fürſt Goriſchakoff nebſt dem geſammten 
Gefolge und dem Ehrendienſt Sr. Majeſtät des Kalſers von Rußland, 
der öſterreichiſch⸗ungariſche Miniſter des Aeußeren, Graf Andraſſy mit 
feiner Begleilung, der Botſchafter von Oubril mit dem Perſonal der 
ruſſiſchen Botſchaft, die oberſten Hofchargen, die General⸗Feldmarſchälle, 
die Generale der Infanterie und Cavallerie ꝛc. Die Muſik ſtellt das 
Kaifer Alexander Garde⸗Grenadier⸗Regiment Nr. 1. (Reichsanz.) 


Berlin, 12. Mat. [Die Stellung Deutſchlands in 
den Verhandlungen über die Orientfrage. — Neuer Be⸗ 
ſchluß der Reichs⸗Juſtizeommiſſlon über die Handels- 
gerichte. — Aus der Budgeteommiſſion. — Nachſchrift.] 
Von vertrauenswerther Seite erhalten wir über die Dispoſitionen der 
bier engagirten Mächte zur ſchwebenden Frage nachfolgende Mitthei⸗ 
lungen: An hieſiger entſcheldender Stelle herrſcht die Auffaſſung, daß 
trotz der widerſtreitenden Intereſſen zwiſchen Rußland und Oeſterreich 
auf beiden Seiten die ernſtliche Abſicht vorhanden iſt, Alles in geeig⸗ 
neter Wetſe friedlich zu ordnen. Ueber das Gelingen hegt man auch 
kaum einen Zweifel, und darüber iſt Unſicherheit, ob man ſich über 
etwas Dauer verheißendes verftändigen oder ſchlleßlich zu einem Noth⸗ 
behelf ſeine Zuflucht nehmen werde. Unter dem Nothbehelf verſteht 
man die thatſächliche Durchführung der Garantien für die von Oeſter⸗ 
reich vorgeſchlagenen und von der Türkel verheißenen Reformen. 
Ueber die anzuwendenden Mittel gehen allerdings die Meinungen 
auseinander, doch wird man ſich über die mildeſten Formen zu einigen 
ſuchen. Dieſe beſtänden darin, daß den aus Türken und Chriſten 
zuſammengeſetzten Ueberwachungs⸗Commtiſſtonen zur Durchführung der 
Reformen Commiſſare der Mächte beigegeben würden. Was die Dauer 
verheißende Action der Mächte anbelangt, ſo iſt wenig Ausſicht vor⸗ 
handen, daß die in einer früheren Phaſe der diplomatiſchen Ver⸗ 
handlungen von Rußland vorgeſchlagene Bildung eines Vaſallenſtaates 
bei der Berliner Conferenz ernſtlich in Erwägung gezogen werde. 
Oeſterreich hat darüber ohne Zweifel vor der Hierherkunft Andraſſy's 
die beruhigendſten Verſicherungen erhalten. Gewiß iſt, daß der Katſer 
Wilhelm entſchloſſen if, die Empfindlichkeiten Oeſterreichs in Bezug 
nach jeder Richtung hin zu ſchonen. Die darüber in Hofkreiſen elrcu⸗ 
lirenden Aeußerungen laſſen keine Zweifel an der gänzlich friedlichen 
Situation aufkommen. — Die Frage der Handelsgerichte hat durch den 
bekannten Beſchluß der Reichs juſtizcommiſſion in den weiteſten Kreiſen 
ein ungewöhnliches Intereſſe erregt. Eine Subcommilfion wurde mit 


A 


| 


der Ausarbeitung eines Vermittelungsvorſchlages betraut und derſelbe 


iſt in der geſtrigen Sitzung zur Discuſſion gelangt. Der Antrag der 
Subcommiſſion wurde von dem Abg. Dr. Becker (Oldenburg) be: 
gründet, in welchem das Prineſp abeptirt wird, daß, wo die Landes⸗ 
Juſtizverwaltung ein Bedürfniß anerkennt, bei den Landgerichten eine 
Kammer für Handelsſachen, beſtehend aus einem Mitgliede des Landgerichts 
als Vorſitzenden und zwei Kaufleuten als Handelsrichtern, eingeführt 
werden kann. Die Regierung verlangte die Herſtellung ihres urſprüng⸗ 
lichen Entwurfs. Derſelbe wurde mit 24 gegen 4 Stimmen abge⸗ 
lehnt: In Betreff des Amendements Becker erklärte der Vertreter 
des Bundesrathes, Herr Amsberg, nicht autoriſirt zu fein, im Namen 
der Regierung eine Erklärung abzugeben. — Die Budgetcommiſſion 
des Abgeordnetenhauſes beichäftigte ſich in ihrer geſtrigen Abendſitzung 
mit dem ihr überwieſenen Geſetzentwurf, betr. die Verlegung des 
Etatsjahres. Die Vorlage wurde mit großer Majorität genehmigt. 
Dagegen ſtimmte nur das Centrum. In Bezug auf den Etat ſelbſt 
hat man von einer genauen Prüfung Abſtand genommen. Die Com⸗ 
miffion ging ſodann auf die Berathung des Geſetzentwurfs, betr. die 
Umzugskoſten der Beamten, über. Der § 1, welcher die Vergütungen 
von Umzugskoſten der Staatsbeamten in 8 Klaſſen fefiftellt, wurde 
nach der Regierungsvorlage angenommen. Mehrere Anträge der 
Abgg. Berger, Schröder u. A., wodurch einzelne Beamtenkategorien 


beſſer geſtellt werden ſollen, find abgelehnt worden. Ein weiterer An⸗ 


trag des Abg. Schröder auf Streichung der Beſlimmung, daß bei 
einer Verſetzung die etwaige Gehaltsverbeſſerung zur Hälfte von den 
Umzugskoſten abgezogen werden ſollte, iſt genehmigt worden. Die 
Commiſſion vertagte die Berathung für ihre nächſte Sitzung. 
(Nachſchrift.) Die Einſetzung eines ruſſenfeindlichen Miniſte⸗ 
riums in Konſtantinopel hat in hieſigen Regierungskreiſen eine bedenk⸗ 
liche Stimmung erregt. Man weiß, daß der Kaiſer von Rußland 
eine umfaſſende Depeſche ſeines Botſchafters in Konſtantinopel erhalten 
hat, in welcher General Ignatieff von der Nothwendigkeit ſpricht, 
Leben und Eigenthum der zahlreichen chriſtlichen Einwohner der tür⸗ 
kiſchen Hauptſtadt zu ſchützen. Obwohl vorläufig nicht erwartet wird, 
daß Rußland aus dieſen Befürchtungen den Vorwand zum materiellen 
Eingreifen in der Türkel herleiten wird, fo hält man fi in der bie: 


ſigen rulſiſcen Cofonie doch überzeugt, daß die Pelersburzer Regie] “ 


rung keine Veranlaſſung mehr finden wird, Serbien und Montenegro 
im der Action zurückzuhalten. Das kriegeriſche Miniſterium Riſtie iſt 
nach einer uns zukommenden Verſion von ruſſiſcher Seite wieder in 
Belgrad eingeſetzt worden, well man in Petersburg genau wußte, was 
in Konſtantinopel, vielleicht auch in Salonichi ſich ereignen werde. 
Heute versammelt ſich die Conferenz zum zweiten Male; es wird der⸗ 
ſelben von deutſcher Seite abermals der Unterſtaatsſecretär v. Bülow 
beiwohnen. Es gilt dies als der beſte Beweis gegen jene Behaup⸗ 
tung, daß es ſich in der Conferenz nur um Pourparlers der drei 
Staatsmänner handelt und daß kein Protokoll geführt wird. Der 
Unterſtaatsſecretär iſt die ausführende Hand des deutſchen Reichs⸗ 
kanzlers und dieſe Bedeutung hat feine Anweſenheit bei der Conferenz. 

[Graf Arnim] hat an den Staatsgerichtshof folgendes Proro⸗ 


ationsgeſuch gerichtet: 
2 5 „Florenz, den 4. Mai 1876. 


Es iſt mir am 30. April er. eine Vorladung vom 15. April des König⸗ 
lichen Kammergerichis Urtheils⸗Seuats für Staatsverbrechen zugegangen, nach 
welcher ich mich bereits am 11. Mai vor demſelben zu ſtellen dabe. Ich kann 
auf die dieſer Vorladung beigefügte Anklageſchrift, welche mich einer großen 
Anzahl ſchwerer Verbrechen beſchuldigt, nicht ausfübrlich antworten, darf aber 
nicht unterlaſſen, in Bezug auf dieſelbe einige Bemerkungen zu machen, und 
einige Anträge zu ſtellen, deren Berückſichtigung nach meiner Anſicht ohne 
ſchwere Rechtsverletzung nicht verſagt werden kann, deren Berückſichtigung 
aber eine Ausſetzung des Termins nölhig machen wird. Zunächſt habe ich 

olgendes in Bezug auf die Broſchüre „pro Nihilo“ zu ſagen. Wenn der 
zeuge Mattbiae endlich ausgeſagt bat, daß er feit Mitte Auguſt längere Zeit 
ein von meiner Hand geſchriebenes Manufcript jener Broſchüre in Händen 
gehabt babe, ſo hat er ohne allen Zweifel einen Meineid geleiſtet, da ein 
von meiner Hand geſchriebenes Manuſeript der Broſchüre „Pro Nihilo“ nicht 
eriftirt und auch nie exiſtirt hat. Die Unglaubwürdigkeit dieſes Zeugen wird 
ſich aus Folgendem ergeben: Der Zeuge bat bekundet, daß der in Luzern 
wohnhafte Graf Hompeſch⸗Bollbeim die erſte Hälſte des Manuſcripts dem 
Herrn Schabelitz zugeftellt habe. Ich beantrage die Vernehmung des Grafen 
Hompeſch. Derſelbe muß bekunden, daß weder ich noch ſonſt Jemand in 
meinem Auftrage ibm das Manuſcript der Broſchüre „pro Nihilo“ zur Ueber⸗ 
bringung nach Zürich übergeben bat. Od der Graf von Baſſenbeim jemals 
in Correſpondenz mit der Firma Schabelitz geſtanden bat, iſt ganz unerheb⸗ 
lich. Derſelbe wird aber bekunden, daß ich ihn zu einer Correſpondenz be⸗ 
üglich der gedachten Broſchure nicht veranlaßt habe. Ich beantrage deſſen 
ernehmung. Ich beſtreite von Vevey aus in Correſpondenz mit der Firma 
Schabelitz geſtanden zu haben. — Was nun die gegen mich erhobene An ⸗ 
klage betrifft, bei . der Verhandlungen über die Convention vom 
15. März 1873, das Vaterland verrathen zu haben, fo ſtügt ſich dieſelbe 
bauptſächlich darauf, daß ich unterlaſſen hätte, dem Herrn Thiers zu ſagen, 
daß eine Conceſſion in Bezug auf Belfort nicht gemacht werden könne. 
Selbſt wenn ich dies Herrn Thiers nicht geſagt hätte, ſo würde durch dieſe 
Unterlaſſung eine Anklage wegen Landesverraths nicht begründet ſein. Da 
die Anklage aber hierauf beſondern Werth legt, ſo beantrage ich eine eidliche 
Vernehmung des Herrn Thiers. Derſelbe wird bekunden: 1) Daß ich ihm 
eröffnet habe, daß die Occupation von Belfort bis zum 1. September 1873 
eine conditio sine qua non ſei. 2) Daß er mich erſucht bat, die auf Bel⸗ 
fort bezügliche Stipulation in einen Separatartikel zu bringen. 3) Daß er 
mich erſucht hat, die Verhandlungen zunächſt mit ihm perſönlich zu führen 
und das öffentliche Bekanntwerden derſelben zu verhüten. 4) Daß er mir 
ſelbſt ſein Bedauern darüber zu erkennen gegeben hat, daß er gleichzeitig mit 
Herrn v. Manteuffel verhandelte. 5) Daß er, wenn er von einem person- 
nage à double fond ſpricht, nicht mich damit gemeint hat, und daß er viel⸗ 
mehr in einem vom 16. März an mich gerichteten Schreiben mir ſeinen 
Dank ausgeſprochen hat. In der mir beut zugeſtellten Anklage⸗ 
ſchrift findet ſich nicht ein einziges Actenſtück, keine einzige 
Thatſache erwähnt, welche dem Fürſten Bismarck nicht am 
14. April 1873 bekannt geweſen ware. Nichtsdeſtoweniger hat 
der Fürſt Bismarck in den ihm bekannten Handlungen Nichts 
gefunden, was der Thatbeſtand des Landetzverraths fein könnte. 
Er hat auch nie irgend eine Andeutung dieſer Art gemacht. Er hat viel⸗ 
mehr meine Abberufung von Paris nicht beantragt. Er hat mich ſogar im 
April deſſelben Jahres mit jebr vertraulichen Unterhandlungen beauftragt 
und mich ſchließlich im April 1874 Seiner Majeſtät als Botſchafter in Kon: 
ſtantinopel in Vorſchlag gebracht. Er hat auch bei Sr. Majeſtät in keiner 
Weiſe Verdacht gegen mich — agerufen Denn Se. Maj. ſind nicht allein 
auf den Vorſchlag des Fürſten Bismarck eingegangen, ſondern haben mich 
ausdrücklich auffordern laſſen, den P 


0 oſten in Konſtantinopel anzunehmen. 
Se. Maj 


haben auch ferner einem fremden Botſchafter gegenüber gejagt, 


ſei. Unter dieſen Umſtänden erſcheint es unmöglich, anzunehmen, daß 
der Fürſt Bismarck in den Handlungen des Angeklagten einen Landes: 
verratb erblickt habe. Der hobe Gerichtshof legt unzweifelhaft auf das 
ſachverſtändige Urtheil des Fürſten Bismarck das größte Gewicht. Ich 
beantrage die Vernehmung des Fürſten Bismarck als Sachverſtändigen dar⸗ 
über, ob mein aus den Acten zu beuribeilendes Verhalten den Thatbeſtand 
eines Landesverraths bildet und zugleich als Zeugen über alle vorſtehend be: 
baupteten Thatſachen. Ich beantrage ferner die Vorlegung: 1) des an mich 
gerichteten Erlaſſes des Auswärtigen Amtes vom 3. März 1873, ſowie des 
derſelben beigefügten Conventions⸗Entwurfes; 2) des Telegramms vom 2ten 
März, welches mich ermächtigte, auf der Baſis deſſelben zu unterhandeln; 
3) meines Telegramms vom 3. März (Seite 27 der Anklageſchrift); 4) der 
Antwort auf dieſes Telegramm; 5) meines Schreibens an den Präſidenten 
dom 3. März (J. Seite 32 der Uulageſcheißz 6) meines Telegramms vom 
. Marz; 7) meines Telegramms vom 8. März, Vormittags (Seite 33 der 
Anklageſchrift); 8) der telegraphiſchen Antwort hierauf von demſelben Tage; 
9) meines Berichts vom 10. März; 10) der Eiklärung des Herrn Thiers, daß 
Im am 10. März der deutſche Entwurf noch nicht mitgetheilt ſei; 11) meines 
erichts vom 11. März; 12) des Telegramms des Reichskanzlers an den 
eneral von Manteuffel vom 8. März (Seite 36); 13) der Antwort des 
enerals; 14) des Telegramms des Präſidenten Thiers an Herrn von St. 
allier vom 11. März; 15) meines Telegramms vom 13. März; 16) des 
elegramms des Herrn Thiers an Herrn von St. Vallier. Endlich muß ich 
eantragen, die Telegramme vorzulegen, in welchen ich dem Reichskanzler 
geſagt babe, ob es nicht möglich ſei, das Aufhören der Occupation noch mehr 
zu beſchleunigen. Dies konnte nach meiner Auffaſſung geſchehen, ohne daß 
die Sicherheit Deutſchlands bedroht würde, und war außerdem geeignet, dem 
errn Thiers ſeine Stellung zu erleichtern. Dieſer Punkt iſt um ſo mehr 
on Bedeutung mit Rückſicht auf die Inſinuation der Anklage, daß mich Ab: 
neigung gegen Herrn Thiers veranlaßt bätte, den Abſchluß der Verhand⸗ 
Augen aufzuſchieben. Alle dieſe Schriftftüde befinden ſich im Beſitze des 
uswärtigen Amts. (gez.) Arnim. 
Graf einer Stelle obigen Brieſes, die wir ausgelaſſen haben, ſpricht 
ſ. 3. ig den Wunſch aus, der Kalſer möchte beflätigen, daß er 
Angelegent Grafen Arnim's Verhalten in der ganzen Conventions⸗ 
nge Aa gebilligt habe 
1 wir amafraction) ſteht, wie der „K. V.⸗Ztg.“ von hier 
thun, welche ſich im Begriff, Schritte gegen einige ährer Mitglieder zu 
wiederholten Anſacher hoͤchſt ſelten hier in Berlin aufhalten und trotz 
bei den wichtigsten 2 von Seiten des Vorſtandes ſich nicht einmal 
verſä * a en al mungen einzufinden belieben. Diele Pflicht: 
25 e g empfunden nge lebhaft. bei der Abflimmung über die 
ee u, da hierbei nahezu 20 Centrumsmitglieder 


Frankfurt, 12. Mal. Won dem Fürſten Karl zu Löwen⸗ 
Rein] it dem „8. J.“ beute folgendes Schreiben zugegangen: 


„An die Redaction des „Frankfurter 5 . 
Auf’ Grund des L. 11 des Reichs, Prehn Journels“ zu Sranfjurt a. M. 


Forref DA. es erſuche ich Sie, in Betreff der 
pondenz 8 Michelſtadt, an in Nr. 128 Ihres Journals folgende 
Vechigung aufzunehmen: 1) Unwahr ift, daß ich im Begriffe fei, die Hof⸗ 


tung in dem Schloſſe zu Klein⸗Heubach auſzulöſen. 2 i 

San eines meiner in Böhmen liegenden oe nt 

Q, Unmahr ift, daß durch die Miberfolge des carligiſchen Arieges mir ein 
erluſt von etwas über neun Millionen Mark erwachſen ſei. 

Klein⸗Heubach, 10. Mai 1876. Karl Fürft zu Löwenſtein.“ 
Bat ünchen, 12. Mat, [Der Cultus miniſter Dr. von Lutz] 
. die von der königl. Regierung der Pfalz erthellte Genehmigung 
Fo Errichtung confeſſionell gemiſchter Volksſchuren in Homburg in 


9905 einer von den Ultramontanen erhobenen Beſchwerde wieder auf- 
en. 


daß die Dankbarkeit des Sultans für meine Ernennung gerechtfertigt ö 


S „ 
[Bundestagsbericht.] Der 


e - 


Bern, 6. Mai. 


Zeitraums abgeſchloſſenen oder ratificirten Verträge, die Erklärungen, 


Aufkündigungen und Modiſicationen beſtehender Uebereinkünfte, Bei⸗ 
trittserklärungen ꝛc., die projectirten Verträge und einige Specialfälle 


an, welche zu Verhandlungen mit auswärtigen Staaten Anlaß gaben; 
dann theilt er den Etat der diplomatiſchen und Conſularoertretung 
der Schweiz im Auslande und die im Perſonal der auswärtigen Ge⸗ 
ſandtſchaften und Conſulate in der Schweiz vorgekommenen Aende⸗ 
rungen mit, berichtet über die Vertheilung des für die ſchweizeriſchen 
Hilfsgeſellſchaften bewilligten Credits von 12,000 Fr. und erwähnt 
endlich in Kürze als einzige innere Angelegenheit, mit welcher das 
politiſche Departement ſich im Jahre 1875 zu befaſſen hatte, des Vor⸗ 
ganges mit den Recurſen gegen die Ausweiſung einer Anzahl katho⸗ 
liſcher Geiſtlichen aus dem berniſchen Jura. Wir begnügen uns mit 
der Mittheilung der auf die Brüſſeler Conferenz für Berathung der 
Geſetze und Gebräuche im Ktiege Bezug habenden Stelle. Dieſelbe 
lautet: 

Wie wir im vorhergehenden Berichte bemerkten, hatte die kaiſerliche Re⸗ 
gierung von Rußland im September 1874 die Regierungen der Staaten, 
welche an den Berathungen der Brüſſeler Conferenz über die Geſetze und 
Gebräuche im Kriege Theil genommen haben, eingeladen, ihr die Schlüſſe, 
Bemerkungen oder Vorſckläge mitzutheilen, zu denen fie durch die Prüfung 
der Arbeiten der Conferenz veranlaßt ſein könnten. Wenn die kaiſerliche 
Regierung (wurde bemerkt) ſich im Beſitze dieſer Materialien befinde, fo 
werde ſie darauf bedacht ſein, ſei es, die Punkte, über welche Einverſtändniß 
herrſche, in einem zum Austauſche von Erklärungen zwiſchen den Mächten 
beſtimmten Acte niederzulegen, ſei es, ihnen einen neuen Entwurf zu unter⸗ 
breiten, ſei es endlich, eine neue Zuſammenkunft der Delegirten oder Ver⸗ 
treter der Regierungen zu peranſtalten, um die auseinandergehenden Anſich⸗ 
ten einer ſchließlichen Vereinbarung entgegen zu führen, welche in einem 
endgiltigen Acte formulirt würde. Mit Note vom 17. Juni 1875 hat 
ſodann die ruſſiſche Geſandtſchaft in Bern uns ein Kreisſchreiben der kaiſer⸗ 
lichen Regierung an ihre diplomatiſchen Vertreter im Auslande mitgetheilt. 
Daſſelbe datirt dom 20. Mai/l. Juni 1875, bringt den Regierungen, welche 
an der Brüſſeler Conferenz Theil genommen haben, die Mittbeilung in Erin⸗ 
nerung, welche im September des vorhergehenden Jahres an ſie gerichtet 
wurde in Betreff des Ganges, der für das aus dieſer Conſerenz bervorge⸗ 
gangene Project befolgt werden ſollte. Erſt wenn die Regierung die be⸗ 
treffenden Antworten kenne, werde fie beurtheilen können, welche Folge dem 
brüſſeler Project zu geben und insheſondere, ob eine neue Conferenz zeitge⸗ 
mäß ſei. Im Weiteren finde die kaiſerliche Regierung für nöthig, zu erinnern, 
daß die Prüfung des brüſſeler Entwurfs nicht vom Standpunkte des Ab⸗ 
ſchluſſes eines internationalen Vertrages aus ſtattzufinden habe. Dieſe Löſung 
ſei von der brüſſeler Conjerenz ſelbſt ausgeſchloſſen worden. Es handle ſich 
einfach darum, die beſtehenden Regeln des internationalen Kriegsrechts ein⸗ 
verſtändlich auszulegen und zu berbollftändigen, wobei die Regierungen durch 
Austauſch gegenſeitiger Erklärungen ſich verpflichten würden, diefe Regeln 
zur Grundlage für die ihren eigenen Armeen zu ertheilenden Inſtructionen 
zu nehmen. In unferer Antwort glaubten wir erklaren zu ſollen, daß nach 
unſerer Anſicht das Werk der after Conferenz von der Schweiz erſt nach 
einer entſprechenden Reviſion deſſelben acceptirt werden könnte und daß wir 
nicht anſtehen würden, uns bei einer allfälligen neuen Conferenz vertreten 
zu laſſen. Seither erhielten wir keine Mittheilung darüber, welche weitere 
Folge man den Unterhandlungen zu geben gedenke; namentlich erfuhren wir 
nichts davon, daß eine zweite Conferenz beſchloſſen und der Zeitpunkt für 
dieſelbe feſtgeſetzt worden wäre. 


Großbritannien. 

4. A. C. London, 10. Mai. [In der geſtrigen Sitzung des Unter⸗ 
bauſes] kündigte Sir Henry Havelock an, er werde am 1 
Donnerstag den Unterſtaatsſecretär für Indien interpelliren, ob er bereit 
ſei, dem Hauſe Copien der Depeſchen des General⸗Gouverneurs von Indien 
vorzulegen, worin es heiße, daß ſich die indiſche Eingeborenen⸗Armee nie⸗ 
mals in einem tüchtigeren Zuſtande befunden habe, als gegenwärtig. Ge: 
neral Schute meldete eine ähnliche Interpellation an. ait erkundigte 
ſich beim Unterſtaatsſecretär für die Colonien, ob er irgend welche weitere 
Information, amtliche oder andere, betreffs der jüngſten Unruhen auf der 
nſel Bar badoes erhalten habe, und wenn fo, ob er in der Lage fei, 
olche Information dem Hauſe mitzutheilen. Lowther antwortete: „Es hat 
keine Erneuerung der Unruhen auf der Inſel Barbadoes ſtattgefunden. Ich 
bedauere indeß, dem Haufe mittheilen zu müſſen, daß ein Telegramm bon 
dem Gouverneur von Barbadoes eingegangen iſt, worin er meldet, daß Un⸗ 
ruhen in der benachbarten Inſel Tobago eingetreten ſeien. Die Urſache der 
Unruben iſt nicht angegeben, es find auch keine weiteren Einzelheiten mit⸗ 
getheilt, ausgenommen, daß Ihrer Majeſtät Schiff „Argus“ dahin abgeſandt 
worden iſt. Der Staatsſecretär telegrapbiste unverzüglich nach Empfang 
dieſes Telegramms um vollſtändige Details, die noch nicht eingegangen find.“ 
Sodann lenkte Sir Charles Dilke die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf 
den Stand der künſtleriſchen Bildung in England, die, wie er 
bemerkte, trotz der vom Staate für Kunſt und Wiſſenſchaft ausgegebenen 
enormen Summen keine hinreichenden Fortſchritte gemacht hätte, ſowie ferner 
auf die Zuſammenſetzung der königl. Akademie der Künſte und deren Unter⸗ 
laſſen, die von einer königl. Commiſſion einſtimmig empfohlenen Reformen 
auszuführen. Er beantragte die Vorlegung einer Copie des neueſten Ber 
richts der Leitung der ſchoͤnen Künſte in Frankreich und erſuchte die Re⸗ 
gierung, ihre Vertreter an fremden Höfen anzuweiſen, Berichte über die Be⸗ 
ziehungen des Staates zu den ſchönen Künſten in den verſchiedenen Ländern 
Europa's erſtatten zu wollen. In ſeiner dieſe Anträge begründenden Rede 
bob Sir Charles bervor, daß die zwei Hauptzwecke, zu deren Ausführung 
die britiſche Akademie der Künſte geſtiſtet wurde, nämlich die Herſtellung 
einer National⸗Gallerie ſowie die Förderung der künſtleriſchen Bildung, nicht 
erfüllt worden ſeien. In früheren Jahren hätte die Akademie Alles gethan, 
was ſie konnte, um der Bildung einer National⸗Gallerie Hinderniſſe in den 
Weg zu ſtellen, und obwohl während der jüngſten Zeit in den Akademie⸗ 
Schulen ſich eine Reform in dem Kunſtunterricht bemerklich gemacht habe, 
ſei dieſelbe erſt bewirkt worden, nachdem dieſe Anſtalten von den Schulen 
des Süͤd⸗Kenſington⸗Muſeums übertroffen worden ſeien. In ihren Aus⸗ 
ſtellungen ſei die Akademie ebenfalls ſtets zurückgeblieben. Erſt durch den 
Druck der öffentlichen Meinung ſei die Akademie veranlaßt worden, Aus⸗ 
ſtellungen von Gemälden moderner und alter Meiſter zu veranſtalten. Aus 
dieſen und anderen Gründen ſei eine baldige Reform der Akademie ſehr 
geboten. Schließlich empfahl der Redner die Abſchaffung der den Mitgliedern 
der Akademie verliehenen Befugniß, jährlich acht Gemälde auszuſtellen, ſowie 
die Einführung eines freien Tages in der Woche während der Dauer der 
jährlichen Frühlings⸗Gemälde⸗Ausſtellung. Dillwyn unterſtützte den An⸗ 
trag, während Cartwight das Amendement ſtellte, daß die königl. Akademie 
das von Sir Charles Dilke beantragte Tadelsvotum nicht verdiene. Nach 
längerer Debatte, an welcher ſich auch Herr Gladſtone gegen den Antrag 
betheiligte, verſprach Lord John Manners, der Generalpoſtmeiſter, Na⸗ 
mens der Regierung, dem Hauſe die von Sir Charles Dilke gewünſchten 
Berichte vorzulegen, falls der Antrag, der einen unverdienten Tadel gegen 
die Akademie involvire, zurückgezogen werde. Sir Charles Dilke erklärte ſich 
mit dieſem Arrangement für einverſtanden, und Antrag wie Amendement 
wurden zurückgezogen. 

[Dex deutſche Botſchafter, Graf Münſter,] hat im Namen Kaiſer 
Wilhelm's dem hochwürdigen James H. White, Paſtor von St. Mary auf 
den Scilly⸗Inſeln, und noch zwei anderen Pfarrern dort und in Penzance 
(in Cornwall) Geſchenke als dankvolle Anerkennung für die Menſchenfreund⸗ 
lichkeit, die fie den geretteten deutſchen Schiffbrüchigen vom „Schiller“ bes 
wieſen haben, überreichen laſſen. Das Herrn White gewidmete Geſchenk be⸗ 
ſtand in dem ſchön gebundenen Commentar von Wordsworth zum Neuen 
Teſtamente, welches von folgendem Schreiben begleitet war: „Kaiſerlich deutſche 
Botſchaft. London, 29. Februar 1876. Hochwürdiger Herr! Nachdem die 
Aufmerkſamkeit des Kaiſers, meines gnädigen Herrn, auf die Dienſte gelenkt 
worden, die Sie bei Gelegenheit des Unterganges des deutſchen Poſtdam⸗ 
pfers „Schiller“ am 7. Mai 1875 ſo vielfach . haben, geruhte Se. 
Majeſtät zu befehlen, daß ein Exemplar von dem Commentar Wordsworth's 
über das Neue Teſtament für Sie als Zeichen hoher Wertbſchätzung beſon⸗ 
ders hergerichtet und Ihnen gewidmet werden ſoll. Mit großem Vergnügen 
ſende ich Ihnen, bochwürdiger Herr, nun das erwähnte Werk. Zu gleicher 

eit erlaube ich mir, Ihnen meinen innigen Dank dafür auszuſprechen, daß 
ie bei den Ueberreſten meiner verunglückten Landsleute die erhebenden 
Begräbnißfeierlichkeiten gütigſt vollzogen haben. gez. Münſter.“ 


vom Bundes⸗ 
rath in feiner letzten Sitzung genehmigte Bericht des polltiſchen De⸗ 
partements, über deſſen Geſchäftsführung im Jahre 1875 enthält be⸗ 
treffend die Beziehungen zum Auslande keine allgemeinen politiſchen 
Bemerkungen, ſondern führt nur der Reihe nach die während dieſes 


Sb ene e ee en eee et e 
Nach Philadelphia.] Wie der „Globe“ erfahrt, haben mehrere Mit- 
glieder des Unterbauſes ein Memoriale an die Regierung unterzeich⸗ 
net, worin derſelben der Vorſchlaa gemacht wird, ihnen ein Kriegsſchiff 
zur Verfügung zu ſtellen zu dem Zweck, die Centennial⸗Ausſtellung als einen 
„Beweis der zwiſchen der Bevölkerung von Großbritannien und Irland und 
Ber aan Staaten beſtehenden freundſchaftlichen Beziehungen“ zu 
eſuchen. — 
— — — — — — — 


Propinzial-Zeitung. 

Breslau, 13. Mai. [Angekommen.] Graf Guido Henckel von 
Donners marck, Ober⸗Erb⸗Landmundſchenk von Schleſien und freier Stan⸗ 
desberr auf Schloß Neudeck. — Se. Excellenz Baron v. Gerſtenberg⸗gech, 
Staats⸗Miniſter aus Altenburg. (Fremdblt.) 

[Der Fackelzug! hieſiger Studenten, zu Ehren des Geheimen Res 
gierungs⸗Rath Herrn Prof. Neumann findet heut Abend ſtatt. Um 8 Uhr 
ordnet ſich der Zug in folgender, durch das Loos beſtimmten Reihenfolge: 
I. Muſikchor — Kürafjier-Kapelle 1) Evang. theol. Verein, 2) Philologiſcher 
Verein, 3) Cheruscia (Deputation in 3 Kae n), 4) die 3 Corps Boruſ⸗ 
ſia, Sileſia, Marcomannia, 5) Leopoldina. — II. Muſikchor — Kapelle des 
10. Regiments, 6) Winftivia und Unitas, 7) Evang. Verein für wiſſenſchaftl. 
Theologen, 8) die 3 Burſchenſchaften Germania, Arminia und Raczek, 9) 
Mathematiſcher und naturwiſſenſchaftl. Verein. — III. Peuſikchor — Artillerie, 
10) Turnverein, 11) Atademiſch⸗literariſcher Verein, 12) Medieiniſcher Ver⸗ 
ein, 13) Hiſtoriſcher Verein. — Im Ganzen ſind über 380 Fackeln ange⸗ 
meldet. Der Zug bewegt ſich über die Schweidnitzerſtraße, den Ring, 
Schmiedebrücke, Kaiſerthor, Univerſitätsbrücke, Matthiasſtraße, Neue Junkern⸗ 
ſtraße nach der Sternſtraße 6e belegenen Wobnung des Herrn Prof. N. 
Der Rücdweg geht über die Monhauptſtraße, Lehmdamm, Neue Junlernſtraße, 
Matthiasſtraße, Univerſitätsbrücke, an der Mattbiaskunſt, alte Sandſtraße, 
nach dem Neumarkt, woſelbſt die Fackeln unter Abſingung des Gaudeamus 
zuſammen geworfen und verbrannt werden. 


O Beuthen OS., 12. Mai. [Krawezyk gefangen.] Heut in der 
Mittagsſtunde iſt der ſteckbrieflich verfolgte, im Prozeß Elias viel genannte 
und von den Angeklagten ſelbſt vielfach beſchuldigte Krawezyk in das 
biefige Criminal⸗Gefängniß eingeliefert worden. Seine Ergreifung erfolgte 
in Ratibor, und mit ihm zugleich wurden drei Complicen inhaftirt. Ueber⸗ 
baupt ſcheinen ſich die von dem Herrn Staatsanwalt bei Gelegenheit des 
Plaidovers in Ausſicht geſtellten weiteren Ermittelungen und Verhaftungen 
von Hehlern ſchnell zu verwirklichen. Man ſpricht bereits von einem zweiten 
Monſtreprozeß, der nach Lage der Sache nicht ausbleiben dürfte. Auch die 
unter den freigeſprochenen Frauen befindliche Frau Hajok iſt wegen erneuten 
Verdachts der Heblerei alsbald wieder feſtgenommen worden. Von den 
Verurtheilten ſind Mathiaszyk in das Zuchthaus nach Ratibor, die 
Wrobel zurück nach Sagan und die Kaprol in die Strafanſtalt nach Bres⸗ 
lau bereits abgeführt. 

Ueber die Verhaftung des Krawezyk! berichtet der „Oberſchl. 
Anz.“ aus Ratibor vom 12. Mai: „Krawezyk iſt Mittwoch Abend in einer 
Ziegelei hinter dem ſtädtiſchen Waſſerhebewerte von einem bieſigen Sicher⸗ 
heitsbeamten berbaftet worden. In feiner Geſellſchaft befanden ſich außerdem 
ein junger Burſche, ſowie zwei Frauenzimmer, deren Perſönlick keit indeß noch 
nicht feſtgeſtellt iſt. K. gab bei feiner darauf im hieſigen Polizeibureau er⸗ 
folgten Vernehmung an, ein Wirtbſchaftsbeamter aus Galizien zu fein und 
nannte irgend einen polniſchen Familiennamen als den ſeinigen. Da man 
dieſen ſeinen Ausſagen jedoch keinen Glauben ſchenkte, und, wie ſich bald 
herausſtellte, mit Recht vermuthete, einen gefährlichen Verbrecher vor ſich zu 
baben, fo wurde Herr Strafanſtalts⸗Inſpector Kliema behufs eventueller 
Recognoscirung nach der Polizei⸗Verwaltung geladen, der auch alsbald in 
dem Kunden den voriges Jahr aus der biefigen Straf⸗Anſtalt nach 
Verbüßung einer zehnjährigen Zuchthausſtrafe entlaſſenen Krawezyk 
erkannte. Herr Papier⸗Fabrikbeſitzer Adler aus Oſtrog, in deſſen 
Fabrik Krawezyk als Gefangener mebrere Jahre gearbeitet batte, erkannte 
den Verbafteten gleichfalls auf das Beſtimmteſte als den Krawezyk, 
was im Uebrigen auch noch durch das Signalement des Steckbrieſs be⸗ 
ſtätigt wurde. Nachdem die Identität des Verbrechers auf dieſe Weile feſt⸗ 
geſtellt war, und ein Polizeibeamter, der früher an der hieſigen Strafanſtalt 
als Auſſeher fungirte, obigen Angaben beitrat, ſah Krawezyk ein, daß fer⸗ 
neres Leugnen fruchtlos ſei und geſtand ſeine Perſönlichkeit ein. Der ge⸗ 
fährliche Verbrecher wurde heute Morgen durch den Polizeiwachtmeiſter Herrn 
Henke nach Beuthen abgeführt, und es wird fi wohl auch bald herausſtellen, 
ob wir die vielen Einbrüche und Diebſtähle in hieſiger Stadt und Umgegend 
auch ihm zu verdanken haben. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 
Wien, 12. Mai. Die „Politiſche Correſpondenz“ beſtätigt das 
Eintreffen Mukhtar Paſcha's in Moſtar und erwähnt eines Gerücht, 
wonach die Ankunft Mukhtar Paſchas in Moſtar mit der Abſicht 
der Pforte in Verbindung ſtände, direct mit den Inſurgenten wegen 
Abſchluß eines Waffenſtillſtands zu verhandeln. 

Wien, 12. Mat. Rechnungsabſchluß der Staatsbahn, Geſammt⸗ 
einnahmen des alten Netzes: 26,893,074 Fl., Geſammtausgabe 
11,169,000 Fl., Reinertrag 15,739,790 Fl. Ergänzungsnetz: Ge⸗ 
ſammteinnahmen 4,045,562 Fl., Ausgaben 1,899,544 Fl., Rein⸗ 
ertrag 2,146,018 Fl. Ertrag des alten Netzes, der Hüttenwerke, der 
Domänen und verſchiedene Zinſeneinnahme, endlich Saldo des Ge⸗ 
winn⸗ und Verluſtcontos ergeben eine Geſammt⸗Einnahme von 
18,148,894 Fl. Nach Abzug aller Ausgaben verbleiben als Jahree⸗ 
überſchuß 1,970,162 Fl. Dieſer Ueberſchuß, ſowie die außerordent⸗ 
liche Reſeroe per 6,751,239 Fl. ſtehen zur Dispofition der General⸗ 
verſammlung. Der Ertrag des Ergänzungsnetzes nebſt Saldo des 
Gewinn⸗ und Verluſtconto's ergiebt eine Einnahme⸗Summe von 
2,147,158 Fl. Bei der Deckung der öffentlichen Abgaben, Verzinſung 
des Anlagecapitals reſultirt ein Abgang von 1,011,726 Fl., welcher 
durch die Staatsverwaltung zu beſtreiten iſt. 

Paris, 12. Mai. Mac Mahon hatte heute eine Unterredung 
mit Caſtmir Perier. 

London, 12. Mai. Dle Kaiſerin Auguſta reiſt Dinstag ab und 
übernachtet in Dover. Die Weiterreiſe erfolgt Mittwoch. 

London, 12. Mai. Der Prinz von Wales iſt geſtern Abend hier 
angekommen und in Buckingham Palace von Ihrer Majeſtät der 
Kaiſerin Auguſta, der Königin Victoria und den Mitgliedern der 
koͤnigl. Familie empfangen worden. 

Konſtantinopel, 12. Mai. Mehemed Ruſchdi Paſcha iſt zum 
Sroßdezier, Huſſein Aoni Paſcha zum Kriegsminiſter, Abni Paſcha 
zum Generalliſſimus, Hairulich Effendi zum Scheich ul Islam ernannt. 

Havanna, 11. Mat. Ein von der Regierung erlaſſenes Deeret 
beſtimmt, daß die auf Kuba befindlichen Angehörigen fremder Staaten 
von der Entrichtung der außerordentlichen Abgaben nicht ausgeſchloſſen 
ſeien. 

Philadelphia, 11. Mai. An dem heute in St. Georgs Hall 
ſtaltgehabten Banquet nahmen auch der Präſident der Union und der 
Kalſer von Brafilien Theil. Thornton brachte einen Toaſt auf den 
Präſidenten Grant aus und gedachte dabei beſonders Englands und 
Amerikas, die nur in den Künſten des Friedens mit einander rivali⸗ 
ſirten. Präſident Grant trank darauf auf das Wohl der Königin 
Victoria. 


Berlin, 12. Mai. Trotzdem die über die Kaiſerbegegnung und über den 
Empfang des Grafen Andraſſy umlaufenden Mittheilungen nur beruhigend 
gedeutet werden können, ſo wurde doch die Börſe dadurch nicht eben der⸗ 
trauensvoller, wenigſtens ließ ſie ſich nicht von ihrem beobachtenden Stand⸗ 
punkte entfernen. Es ſoll biermit jedoch keineswegs geſagt ſein, daß der 
heutige Geſchaftsverkehr eine matte Signatur trug, nur zu betonen bleibt, 
daß die Umſätze ſehr eingeſchränkt wurden. Dies trat um ſo mehr in den 
Vordergrund, als auch für Eiſenbabhnactien, die in letzter Zeit vielfach die 
Hauptträger des Verkehrs geweſen waren, die bisherige Vorliebe eine Ab⸗ 
ſchwächung erfahren batte. Die internationalen Speculations⸗Papiere er⸗ 
fuhren mit Ausnahme von Lombarden nur ganz unbedeutende Aenderungen. 
Dieſe haben einen Rückgang von 7 M. erlitten, der mehr als die Folge der 


wärtigen gen, denn als das R der a igkeit der en 
Kean 10 barakich iſt, 8 er an ehe 
nicht gerade fehlen ließ. Die öſterreichiſchen Nebenbahnen fanden wenig 
Beachtung, Galizier büßten an der Avance der vorangegangenen Tage 
etwas ein. Locale Speculationseffecten erfreuten ſich zwar einer feſten Hal⸗ 
tung, der Verkehr auf 19 — Gebiete blieb jedoch ſehr gering. Disconto⸗ 
Commandit 113%, ult. 112%—13-—12%, Dortmunder Union 6%, Laura: 
büite 57,90, ult. 57% —57,50— 57,10. Auswärtige Staatsanleihen blieben 
nur mäßig belebt und waren auch in der Tendeuz unbeſtimmt. Die Notirun⸗ 
gen zeigen zwar keine oder doch nur ganz unerhebliche Rückgänge, doch war zu den 
notirten Courſen das zum Verkauf kommende Material einigermaßen ſchwierig 
u placiren. Oeſterr. Renten trugen einen feſteren — 5 — Türken und 
Bhaliener blieben vernachlaſſigt, auch in ruſſiſchen Werthen war der Verkehr 
nur gering. Die Courſe blieben meiſt unverändert. Prämienanleihen und 
Bodencredit anziehend. Preußiſche und andere deutſche Staatspapiere faſt 
garz obne Leben. Einheimiſche Prioritäten feſt und beliebt, beſonders 
4% Vige, namentlich zeichneten ſich Anhalter C. und Stettiner VII. durch 
rege Nachfrage aus. Von ausländiſchen waren Chemnitz Komotau und 
Galiziſche begehrt, Lombardiſche Prioritäten dagegen matt und offerirt Ruſſiſche 
Prioritäten fehr rubig und wenig feit. Auf dem Eiſenbahnactien⸗Markte hatte 
der Verkehr zwar mit etwas mattem Courſe eröffnet, die Tendenz befeſtigte ſich aber 
bald. Erſt gegen den Schluß trat wieder eine Abſchwächung ein. Stettiner 
beſſer. Oberſchleſiſche matt. Potsdamer, Anhalter und Halberſtädter niedri⸗ 
er. Leichte Bahnen ruhig, Halle⸗Sorau feſt, Nahebahn, Weimar⸗Gera, 
ſtpreuß. Südbahn und Aachen⸗Maſtrichter in einigem Verkehr, Märkiſch⸗ 
Poſener und HallesSorau⸗Gub. St. Pr.⸗Actien ſeſt und recht belebt. Banl⸗ 
actien ſehr fttl. Preuß. Bodeneredit in beſſerer Haltung. Börſen⸗Handels⸗ 
verein lebhaft. Königsberger Vereinsbank böher. Geraer Credit ging ziemlich 
rege um. Deutſche B. zog bei animirten Umſätzen im Courſe an. Deſſauer 
Landesbank zu weichender Notiz offerirt. Schaafhauſen matter. Induſtrie⸗ 
— 9 meiſt ganz geſchäftslos. Germania offerirt. Continental⸗Pferdebahn 
lebt, Große Pferdebahn und Viehbof nachgebend, Victoriahütte und Wil⸗ 
elmsbütte anziehend, Bergiſch⸗Märkiſche Bergw. felt, Phönix Littr. A. beſſer, 
ölner Bergw. höher, Bochumer Littr. B., Eſchweiler niedriger. — Um 2% 
Uhr: Rubig. Credit 236, Lombarden 134, Franzoſen 453, Reichsbank 155%, 
Disconto⸗Commandit 112%, Dortmunder Union 6%, Laurahütte 57, Köln: 
Mindener 101%, Rheiniſche 118, Bergiſche 84%, Rumänen 20%. 


Wien, 12. Mai. [Wochenausweis der geſammten Lombar⸗ 
diſchen Eiſenbahn] vom 29. April bis zum 5. Mai 1,344,708 Fl., gegen 
1,362,613 Fl. der entſprechenden Woche des Vorjahres, mithin Wochen⸗Minder⸗ 
einnahme 17,905 Fl. Bisherige Mindereinnahme ſeit 1. Januar d. Jahres 


930,164 Fl. 
Telegraphiſche Sourfe und Börſennachrichten. 
s Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 

Frankfurt a. M., 12. Mai, Nachm. 2 Uhr. 30 Min. [Schlußcourſe.] 
Londoner Wechſel 204, 05, Pariſer Wechſel 80, 92, Wiener Wechſel 169, 20, 
Böhmiſche Weſtbahn 152%, Eliſabethbahn 124, Galizier 164, Frans 

en“) 225%, Lombarden“) 67%, Nordweſthahn —, Silberrente 59% 

apierrente 56%, Ruſſ. Bodencredit 86, Ruſſen 1872 98%, Ruſſ. An⸗ 
leihe — —, Amerikaner de 1885 101%, 1860er Looſe 101%, 1864er 
Looſe 269, CO, Creditact.“) 117%, Oeſt. Nationalb. 723,00, Darmſt Bank 
101%, Brüfeleer Bank —, —, Berliner Bankverein 81%, Frankfurter 
Wechslerbank 76%, Deutſch⸗öſterreichiſche Bank 90%, Meininger Bank 
78%, Hahn'ſche Effectenbank —, Reichsbank 156%, Continental . 
Heft. Ludwigsbahn 100%, Oberbeſſen 73, Ungarische Staatslogſe 155, 00, 
do. Schtzw. alte 87%, do. neue 85, Central⸗Paciſie 91%, Türken —, 
Ung. Oſtb.⸗Obl. II. 62%. Deutſche Vereinsbank —. Pardubitzer Actien —. 
iemlich feſt, aber ſtill. ö 
ch Schluß der Börſe: Creditactien 117%, Franzoſen 2267, Lom⸗ 
barden 67%, 1860er Looſe —, Eliſabethbahn —, Franz⸗Joſefsbahn —, 
Galizier —,—, Ungariſche Staatsloofe —, —. Reichsbank —, Darmſtädter 


ank —. 
*) Per medio reſp. per ultimo. 
amburg, 12. Mai, Nachmittags. [Schluß⸗Ceurſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 114 ½, Silberrente 59%, Creditactien 117, Nordweſtbahn —, 
1860er Looſe 100%, Franzoſen 564%, Lombarden 168, Italien. Rente 71, 
Vereinsbank 117%, Laurahütte —, Commerzbank 87%, do. II. Emiſſion 
—, —, Provinzial⸗Disconto —, —, Norddeutſche 127%, g ee 55, 
Internationale Bank 85% , Amerikaner de 1885 96%, Köln⸗Mindener St.⸗A. 
A do. 117, Bergiſch⸗Märkiſche do. 84%, Disconto 
2% Ct. — Still. 

4 Wechſ ano zungen; London lang 20, 33 Br., 20, 27 Gld., London kurz 
20, 42 Br., 20, 34 Gld., Amſterdam 168, 35 Br., 167, 55 Gld., Wien 168, 
00 Br., 166, 00 Glb., Paris 80, 50 Br., 79, 90 Gld., Petersburger Wechſel 
262, 50 Br., 260, 50 Gl. 8 

Hamburg, 12. Mai, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt, auf 
Termine ruhig. Roggen loco feſt, auf Termine höher. Weizen pr. 
Mai 207% Br., 207 Go., pr. Juli Auguſt pr. 1000 Kilo 207% 
Br., 206% Gd. Roggen vr. Mai 153 Br., 152 Go., pr. Juli⸗Auguſt 
pr. 1000 Kilos 153 Br., 152 Gd. Hafer ruhig. Gerſte feſt. Rübdel 
ſeſt, loco 83, pr. Mai 63, pr. Oetbr. pr. 200 Pfd. 64. — Spirig 
ftil, vr. Mai 34%, pr. Juni, Juli 34%, per Juli⸗Auguſt 357, per Sept. 
October per 100 Liter 100 37%. Kaffee ruhig, Umſatz 3000 Sack. Peno⸗ 
leum feſt, Standard white loco 12, 00 Br., II, 80 Gd. per Mai 11, 80 
Gd., ver Auguſt⸗December 12, 00 Gd. — Wetter: Bededter Himmel. 

Liverpool, 12. Mai, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 8000. Ballen. Ruhig, unverändert. Tagesimport 
2000 Ballen braſilianiſche, 1000 Ballen peruaniſche. a 

Liverpool, 12 Mai, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
Sab 785 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. — 
Sehr rubig. 

Wurd. Orleans 6%, middl. amerikaniſche 6%, fair Dhollerah 470, 
mid»l. fair Dhollerah 4%, good middl. Dhollerad 3%, middl. Dhollerab 
37%, fair Bengal 4, good fair Broach 4%, new faır Oomra 4%, good 
fair Oomra 4%, fair Madras —, fair Bernam 6%, fair Smyrna 5%, 
fair Egyptian 6%. re Ken ach 

Upland nicht unter low middling Juni⸗Juli⸗Lieferung 6%, Auguſt⸗Sep⸗ 
tember-Lieferung 6% D. - N 

ee ee e eee nach Großbritannien 344,000 B., 


davon amerikaniſche 158,000 

Mancheſter, 12. Mai, Nach mittags. 12r Water Armitage 7%, ler 
Water Taylor 7%, 20r Water Micholls 9%, 30r Water Gidloo 10%, 307 
Water Clayton 11%, 40r Mule Mayoll 10, 40r Medio Wilkinſon 12%, 
Jor Warpeops Qualität Rowland 11%, 40r Double Weſton 12, 60r Double 
Weſton 15%, Printers % % 8 Apfd. 108. — Markt ruhig. 

Petersburg, 12. Mai, Nachm. 5 Uhr. [Schluß⸗Courſe.] Wechſel 
auf London 3 Mon. 31. bo. Hamburg 3 Mon. 267%. do. Amſterdam 
3 Mt. 158%. do. Paris 6 Mt. 330%. 1864er Präm.⸗Anleihe (geftplt.) 212. 
1888er Präm.⸗Anleihe (gitplt.) 206. 4 ⸗Imperials 6, 25%. Große Ruſſ. 
Eiſen bahn 163 ½. Ruff. Hoden crebit⸗Pfand riefe 104% . Privatdiscont 7 . 

Petersburg, 12. Mai, Nachmittags 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 
loco 55, 00. Weizen loco 11, 75. Roggen loco 7, 00. Hafer loco 4, 75. 
Hanf loco —, —. Leinſaat (9 Bud) loco 12, 75. — Auf dem Ladogaſee 
dauert der Eisgang fort. . 

Antwerpen, 12. Mai, Nachmitt. 4 Uhr 30 Minuten. [Getreide markt.] 
. Weizen ſteigend. Roggen feſt. Hafer ſtetig. Gerſte ſich 

eſſernd. 

Antwerpen, 12. Mai, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] (Schluß bericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 28 bez. und Br., 
pr. Mai 28 Br., pr. Juni 28% Br., pr. September 29¼½ Br., per Sep⸗ 
tembers December 30% Br. Behauptet. 5 

Bremen, 12. Mat, Nachmittags. [Petroleum.] (Schlußbericht.) Stan · 
dart white loco II, 50 bez., pr. Juni 11, 65 bez., pr. Juli 11, 75 bez., 
pr. Auguſt⸗December 12, 35 bez. Steigend. 
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Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 


Sternwarte zu Breslau. 
Mai 12. 13 Nachm. 2 U. | Abds. 10 U. | Morg. 6 U. 
Suftorud bei he 3321,56 327070 992,55 
uftw arme 7% 5°%,1 405 
3 dA des- en 1 m 84 56. 5 u 
unitjättigung »+--+- E 80 pCt. 
. en0. 8. 2 O. 1 N. 1 
Weer. bedeckt. trübe. bezogen. 
Wärme De Dee n. be 7 Uhr Morgens + 70,4. 


Breslau, 13. Mal. [Waſſerſtand.] O.-P. 5 M. 26 Em. UP. 1 M. 22 Cm. 


Concurs⸗Eröffuungen. 
Ueber das Vermögen des Hausbeſitzerz und Handelsmannes Carl Trau⸗ 
golt Müller in Seifhennersdorf. Erſter Termin: 9. Juni. — Ueber das 


* 


Vermögen des Kaufmanns und 


i 
Geiſeler, in Firma W. Geiſeler zu A1 3 


Jobann Wilhelm Emil]. Berlin, 12. n Moe an Die 
Leinſtellung: 27. April c.] Haben 0 Pen u N. 
Einſtweiliger Verwalter: Kaufmann H. Flemming. 0 ler Termin; 1. Mal a Sn 


Berliner Börse vem 12. Mai 1876. 


„Meohesi-baäree. 1 1 Elsonhaha-Stamm-Aotien, 
Amster h ro 1874 | 16780 
“0. d. 4 f 119858 de ase Mae“! | 22,50 ba 
‚ondon 1 Lstr. 3 M. 2 | 2052 bs Berg.-Märkische, .| 3 4 4 18460 br 
Paris 100 Fres. 6 T.|4 | 50,90 ba Berlin-Anbalt . ..| 8% 8 1 1166.60 b+B 
»storaburg100SR.| 3 M.161,1262.30 ba Berlin Dresden .| 6 — 6 2380 dz 
Varschau 1008 R. 8 T. 6 ½ 266 bz Berlin-Görlitz . . 0 0 1 | 40,50 bid 
ien 100 Fl. 8 T. 10 169,50 bz Berlin. Hamburg. 12% | 10 [4 146 bs 
40, do... 2 M. 4½ 168,20 bs Berl Nordbahn. 0 u kr. kr ri 
rI.-Potsd-Magdb.] I 4 1,75 bs 
Fonds- und Beid-Courss, Berlin- Stettin. 182 — 4 15 b 
Woats-Anl. 4½ Kno. 4% 14,5% br Böhm, Westbahn 5 5 |5 3275,25 ba 
do, 4% %% | 99,70 bas Breslau-Frelb.. 7 5% 4 | 78.76 ba 
itaate-Schuldscheine, . 3% 94 bz Cöln-Minden . 8% | = 4 10,60 ba 
Präm,-Anleihe v. 1865/34 131.30 bs do. Lit. B.] 5 s 8 bs 
Berliner Stadt-Oblig. 4% 102,20 bz Ouxhavon. Nisenb.] 6 6 86 — — 
3 ( Borliner 4% 101.80 @ Dux-Bodenbach. B.] 0 90 4 8 bı@ 
3) Pommersche. 3% 84,70 G Gal. Earl-Ludw.-B.| 8% |6 4 | 82 br 
3 )Posensche neue.. ‚4 | 9% ben Halle-Sorau-Gub. 0 0 61228 das 
ü (8chlesische „u. +. 3% 85,75 B Hannover-Altonb, | 0 — 4 | 15,49 b 
Kur- u. Neumärk, 4 | 97,60 bz Kauchau- Oderberg] 8 — 4 4390 ban 
5 Pommersche 4 | 9,50 B Kroupr, Rudolfb, | 6 5 3 | 45,50 b. 
5 resensche 497 Lud wiesh.-Bexb. 9 9 4 76,80 bz 
3 reussische 4 197 bz Märk.-Posener, . 0 6 4 | 22,76 v 
5 Westtkl. u. Rhein.] | 96,25 bz Magdeb.-Halberst.] 3 — 4 71,50 bB 
1 Ssch sische 4 | 9,59 be Magdeh,-Leipzig. 14 14 1 235 bah 
A1 Schlesische 4 97296 d. Lit. B.] 4 4 4 96.50 b 
Badische Präm,-Aul, 1 118,75 bz IHsinz-Ludwigsh. ‚| 6 6 4 lee be 
Anlerische 4% Anleſheſd 122 .G Niederschl,-Märk, 4 4 4 08 
Cöln-Mind, Främiensch/3%, 10,50 bs Oborschl. A. C. D. E. 12 10 3¼ 14. 75 ba 
_— do, B. 414 % 4%130 B 
Turh. 40 Thaler-Loose 264 50 bz Oestorx.-Fr. St.-B. | 8 61, 4 51-52 ba 
Aadische 35 FL-Loose 186,50 6 Oest, Nordwestb, | 5 5 15 B 
Sraunschw. Präm.-Anleihe 82 ba Osst.Südb.(Lomb.)| 1% | — 4 |135,50-34 da 
Yldenburger Loose 135,75 @ zw; Ostprouss. Südb, .| ® 0 4 | 27 bs 
— Rechto-0,-U,-Bahn| 8 6% |4 103 70 ba 
ducsten 9 56 6 Fremd. Bu. 99,85 6 Reickonberg-Pard,| 4 4% 4% 60,25 ba 
zovor. 20 33 eb einlL.Lelp.— — Rheinischo 8 — 4 117.60 be 
Sapoleons 16,17 br Ost. Bkn, 169,70 bz g. Dun Far.) 4 14 483.0 bz& 
imporiala — — Russ, Bkn, Ü6,56 be Rhein-Nahe-Bahn 0 0.4.1 14,70 br 
Yolları — — I Rumän, Eisenbahn] 4 — [4 | 21-20,50-75 bz 
Gerlifoat ——— 0 7 4 | 16,10 ban 
"Gertifoate, targard - Posener| 4 4% 4% 101,25 & 
8 6 101,90 bz Thüringer Lit. A, 72 8% Pi 120° bzB 
Tukb.Pfd,d,Pr.Hyp,-K. 4% 99 bnd e en 18 1208,70 Di 
do, do, 6 100% bz 
Deutsche Ap nE. — 5 we 
Fand. Je. lee ba Eisenbahn-Stamm-Prioritäts- Action. 
do, rückzb. k 11616 107,20 bz Berlin- Görlitzer. 4 5 s 6380 ba 
do. do. do, 4% 98,60 b Berliner Nordbahn d — U.. 
Znk. H. d. Pr. Bd.-Ord. B55 — Breslau- Warschau] 0 8 26 6 
do, III. Ern. do, 5 103,30 @ Hallo-Sorau-Gub, | 0 8 15 | 23 d 
Kündb.Hyp.Schuld.do.)5 100 % Hannover-Altenb, | 0 0 se |] 35 bag 
Ayp.-Anth.Nord.-@.0.B|5 180,75 b Kohlfurt-KFalkenb. 2% [ — |5 46 6 
Pomm. Hyp.-Briefe. 5 10s be@ Märkisch-Posoner | & 3½ 5 | 7190 dz 
do. 0. II. Em. 5 102 bzG Magdeb.-Halberst, | 3% | 3% 3½ 6210 bz 
goth. Präm.-Pf. I. Em. 6 109,25 ba do, Lit. O.] 8 8 5 90 0 
40. 40. II. Em. 8 106,2 ba Ostpr. Südbahn. 3% 6 s | 76 beg 
40,5% Pf.rkzibe.m,110|6 12% bz Pomm. Oentralb, .| 0 ftr. 
40. 4½%½ do. do. m. 114% 36,25 bz Rechte-O.-U.-Bahnf % | 6% 1% 108.78 bz 
Heininger Präm.-Pfdb.|4 |101,70 bz9 Rumänier „....[ 8 % 18 | 7650 b 
Oest. Silberpfandbr. . 6½ 39 B Saal-Babn... 2% |0 s | 2825 ben 
do, Hyp.-Crd.-Pfdbr. 0 | 40 5 Weimar-&era,. ..| 6 2½ 6 265,50 bn, 
eidb. d. Gèst. Bd.-Cr.-Ge. 0 87,50 B 
Sohlon, Bodeuer.-Pfdbr. 5 pe 5 
do, do, 4 
büdd, BR Or AR 1 5 bz Bauk-Papiers. 
de, do, 4 Alg. Deut. Hand.-G.] 8 0 14 Jen — 
Wiener busen le 8% 40 0 Ber Ka ER. 0 3 1 855 8 
erl. Kasson-Vor, 191 17,7 18 78,80 etbzB 
Ausländische Fonde. Berl. Handels, Ges 7% | 8 |6 86,25 b 
Oast, Bülberrente, « 44%½ 59,90 br@ do,Prod.-uHdls,-B,| 16 9 283.60 
(L. ½ . u. 1. lll. 10.) ee 068 B IRraunschw. Bank.] 7 6% 93, % B 
do, Papierrente, . 4 ½ / 56,50 bs Bresl. Disc.-Bank 4 2 46428 6 
(11. %. u. 1. f.).) ., fell. 56,50 ] Hreal. Maklorbank | @ e ji i-— 
do, der Pram.-Anl, 4 | 94 B b# Bresl, Makl,Ver.-B.| 4 4 4 ee 
do, Lott.-Anl. v. 60, s le 60 bz@ Bresl, Wechslerb.] 3 4 4 1.696,50 B 
de, Oredit-Loos o. — 306 B Coburg. Orod.-Huk. 4% 2% 14 | 70,10 42 
do, Ger Loose „ . 26760 be Danziger Priv.-Bk.| 6 7 (11,6% 6 
Aus. Präm.-Arl, v. 64% 177.25 b Darmat, Creditbk. 10 6 J 1103 ba 
ao. do. 186615 17225 br Darmat. Zettelbk.] 3% | 84, 11 | v4 0 
do. Bod,-Ored,-Pfdbr.|5 | 85,10 ba Deuteche Banks 13 1 80 
0. Cent.-Bod.-Or.-Pfdb. 6s | 87,50 U do. Beichabank| —— — 1444]136 bs 
Swas,-Poln.Schatz-ObL|4 | 85,5% bz do, Hyp.-B. Berlin] 7% | 7% f | 9250 a 
Pola. Pindbr, III. E.] | — — Diec.-Comm.-Anth. 13 7 1138928 
pop. Liquid.-Ptandbr. 4 68,20 bz Genossensch -Enk.| 6 6%, 14 1 90,50 6 
Awerik, rücks. p.88 ls 104,27 B 9. Juntze & 693 1 413 6 
do. do. 185516 101, 6 Gwb. Schuster Bl 9 0 fi 1275B 
do. 5% Anleihe ..ı5. 102,25 6 Goth. Grunderedb,| 9 8 4 106 v6 
französische Rente. . | — — Hamb. Voreing.-B. 11½ | 94, JA 17 @ 
ital, neue 5% Anleihe|d | 70,9 & Hannov, Bank. . 6% 6% 16440 ba 
Ital. Tubak-Oblig. . . el @ Könige b. Vor.-Bauk 5 % 4 1.80 bua 
Auab-Grar ur 100 Thlr. L. 4 | 71.90 bz Cadw.-E. Kwileckif & — 11 [61 B 
Zumümische Anleihe, 8 | 93,50 ba Leipz. Crod.-Anst. 9 1 4 18 8 
Türkische Anleihe... 6 | 11,10 bz Luxemburg, Bank| 9 6 4 | 90 bz 
Ing. 50% 8t.-Kiaend.-Aul.s | 69 0 Magdeburger do. | 5%, | 8%, ji 104 B 
Sehwodische 10 Thln-Loose — — einten Ab. 14 ben ak 
b 300 Moldaser Lds.-BRk. 3 — 4 128 U 
Finnische’ 16 Thlr.-Loogd 39.96 bz 
Tärkan-Loone' 30,50 @ Nordd, Bauk . 10 6 4 128 @ 
» pe e pl 3% 19 49% 6 
. . erlausitzer Ek.] 0 2 4 80,18 b+& 
Elsenbahn-Prioritäte-Autien. Oest. Grod-Actien 6% | 5 4 1246.36-35 b. 
#erg-Märk. Sorle II. „44160 ba 55 7 
1 Posner Frov.-Bank 6 2% 4 | 97,700 
d I, v 66.0% 6940 br Pr.Bod.-Ci.-Act.-B.| 8 8 4 99.25 580 
40. do. 1.14% 97 „0 B Pr, Cent,-Bod.-COrd,| 9% 94 14 117,9 ba 
do, Hess, Nordbahu|d 103,2 LzG Sächs. ank. 10 10 4 1190 620 
1 ROHR ee - el bz Sachs. Cred.-Bank| 8 5% 4 89%½25 @ 
— r u 80 Pr Schl. Bank-Verein; 6 6 483.50 6 
lan Fr ib, Lit, b. 4 Schl, Vereinsbank 6 4½ 4 87 50 
nn 2 Thüringer Bank. .| @ 65 4 | 7218 b⸗ 
do: 1. N44 — Weimar. Bank. ..| 6 0 4 4070 ban 
> ee | Ve Wiener Unionsb, s 2%, 4 100 B 
2 * 5 4% 41,75 bs 33 
0. 0. 4 —— 
4 a., N. 4, 88 10 bz 8 In, Fenn 
Sölm-Minden III. Lit. A1 90,50 ba Berliner Rank. .. — (fr 80 pr 
40. . Lit E. 4½ 100,25 8 Berl, Bankvorein | 4% 10 la. | 81,59 bs 
do, . . V. 4 | 90 dx Berl. Lompard-h. » ] — fr. 525 l 
do. “00. V. 90,40 ba Berl,Prod-MakL-B.| # — . 
Kallo-Sorau-Guben . 6 9760 bz Berl. ee, 0 — ftr. 41 6 
AHunnover- Altenbeken 4%. 05 8 N 10 n 
AHarkloch-Pogener .. 6 "1102,25 br 40. Hand- u,Entrep,| © 1 
f. M. Staatab, I. Bor. 4 080 Centralb. f, Genos| 8 — ftr. 90.25 0 
do. 40. III. Sera | 45,40 br Deutsche Unionab | 3 | © . 76 00 
ds. do. ObL,Lwills 88 B Hannov. Dise. Ek. 0 | Big ir. | BT, otbz@ 
do. do, III. Ser.“ 80,50 0 Hessiache Bank . .| 6 — [ir | 65,50 
Obörschlen, . 1422 Narschl. Cadeent. 0 — fr. — 
do Nee 37 — Ostdeutsche Bank 6 — te. 86 0 
FR 92,50 0 Pos,Pr-Wechsl,.B.| ? | — If | — — 
F «193 @ Pr, Oredit-Anstalt| 8 | fe. | 6150 0 
do, 2 „. 36 — — Pr. r 1 — — — — 

F. „ so Schl. Centralban * 4 
e 47% % de ern. Cite“ Be e 
4 E. 10 8 101 da 
do. . . von 186% 10 B 
4% von 1878. 1 0 ladustrie-Paplore, 
do von 1874. 4½ 98 B Berl.Eisenb.-Bd-A,| 7% | — iz. 118,50 50 
do, Brieg-Neinsel4 — — D. Eisenbahnb.-@., 0 0 4 13.20 ba 
do. Gosel-Oderb. 4 | 92,25 @ do, Rolchs-u. Co.-K. 4 — 14|8,56 
do. do. 6. 103,90 bıG Märk. Sch. Masch. G.] 0 — 4 | 16,75 ve 
do,Btargard-Posen|4 | — Nordd, Gummifab.] 5% 6 4 52.60 @ 
40, 0. II. Em. 4½ —— do. Laplertabr.] A — 141 11:5 0 
do, do. III. Em. a | — — Wo tend, Com.-G.] 0 — Ir] 4% ben 
do. Ndrschl. gb. ½% . — 

Intprenss,. Südbahn 4 103.75 8 Pr, Nyp.-VersAet. 18% | 18 |4 12,75 bi 
ta-Oder-Ufer-R, % 104,25 @ Schles. Feuervers 17 20 44 — — 
zchlesw. Kisenbabn . 4 29,75 8 
Ponnersmarkhütte] 4 — 16 
Chomnitz-Komotan . |5 40 bz Dortm. Union. ..| - 4 6,25 ba 
Dux-Bodenbach. ... * 5 153,10 8 Königs- u. Lanrah. — 6820 d= 
do, II. Emission .„ 6 30 be Lauchhammer. — 14 17,8% 
erag- Dun. ke, 28,10 dz Marionhütte ....| 76 — ja | 63 bz@ 
Fal. Carl-Ludw.-Bahn. 5 | 82 be Moritahiitto . 0 - 4 30 
do. do, nmeuo|d 79% bzB fOschl. Eiscawerke| I 1% 4 113 dad 
£aschau-Oderberg, „15 659 bz G Redenhütto 0 — 4 1 
Eng. Nordostbahn . . 65% ban Schl. Kohlenrerkef 0 — 1 1 10,25 @ 
Ung. Ostbahn. 5 62.20 8 Schl.Zinkh.-Actien] 7 6 480 bes 
Coemborg- Czernowitz . | 6550 bz 40. St.-Pr.-Act.] 7 6 4% 87,99 @ 
do, do, II. 63,28 etbas Tarnowitz. Bergb.] 0 0 4 1358 
do. do, III. 57,5 6 Vorwärtshütte, , .| } — ii ]16B 
%öhrische Grenzbahn |d | 63,60 6 
%ähr.-Schl, Oentralb. . 19 B Baltischer Lloyd . 0 9 438,25 0 
do. II. fr. —— Bresl, Bierbrauer. 0 0 11 — — 
Sronpr.-Budolf-Bahn % 61.40 8 Bresl. K.-Wagenb.] 8%, | 6% 4 60 
Jesterr.- Französische 3 314,26 ba do, vor. Oelfabr.| 5 — 4 149,75 bz 
do. do. II. |3 [38130 B Erdm. Spinnerei | 4 — 4 1 24 bah 
40, stidl, Stastebahn|$ 229,5 bz Görlitz, Kisenb.-B.| 2 ũ — 4 | #256 
do, neue |3 230 bz Hoffm'e Wag. Fabr.] 0 — 4 112 bas 
ds, Obligationen;5 | 76 bzB O.-Schl. Eisenb.-B. | 2 90 4 1 
rarachav-Wiea II.. 5 94,10 bzG Bchl. Leinenind. ‚| 1 — 46 1 — 

do, III. . 8 92.28 ba 8.Act,-Br. (Scholts) ] 0 — 18. — 

do. IV.. 56 87 8 40. Porzellan| © — 14 11550 B 

30. V.. . Is 86 etbıB Schl. Tuchfabrik 0 — 14 

Jo. Wagenb.-Auat, U 0 ir 276 B 1820 
Bank -Discout 4 pOh, Bchl, Wellw.-Fabr,| U — 14 | 30B do 
Aombard-Ziunfuns Spt, Win o musbutteMA.] . — „ 88 v8 


Preiſe für R 

| ugebot auf Termine etwas gebeſſert, doch blieb 
der Umſatz in beſcheidenen Grenzen. Bald war der Verkauf guter Quali⸗ 
täten ſehr bequem. — Roggenmebl feit und etwas höͤder. — Wenen iſt 
beſſer bezahlt worden. Die Stimmung war ſehr feſt, das Angebot knapp 
und zurückbaltend. — Hafer iſt loco etwas höher zu verwertben geweſen. 
Termine beſſerten ſich merklich, beſonders wurde Mai durch Deckungskaufe 
anſehnlich geſteigert. — Rüböl, matt eröffnend, ſchließt feſt. — Spiritus 
wenig belebt, doch in feſter Haltung. 

Weizen loco 180 —225 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat gefordert, 
pr. April⸗Mai — Mark ber, pr. Mai⸗Juni 2044 —205% Mark bez., pr. 
Juni⸗Juli 205 ½ —207½ M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 208 ½ —210 Mark bez., 
pr. Auguſt⸗September — M. bez., pr. September⸗October 210— 211 M. 
bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — M. — Roggen loco 149 
bis 152 M. aach Qualität gefordert, ſchwimmend cuſſiſcher 149 —152 M., 
poln. 153—154 Mark, inländ. 161165 M., defect ruf. — M. ab Bahn 
bez., pr. Frühjahr 153--154 Mark bez., pr. Mai⸗Jun 1514 —153 Mark 
dez, pr. Juni Juli 150151 M. bez., per Juli⸗Auguſf 1507152 
M. bez., pr. Septbr⸗October 153—154½ Mk. bez. Gekündigt 8000 Geniner; 
Kündigungspreis 153% Mk. — Gerſte loco 141—180 Mark nach Qualität 
gefordert. — Hafer per 1000 Kilo ſoco 150-193 Mk. nach Qualitat 
gefordert, oft: und weſtpreußiſcher 160—185 M., ruſſiſcher 150—185 M., 
dommerſcher und mechlenburgiſcher 181 —190 Mark, bödmiſcher — Mark, 
ſchwediſcher 185—190 M. ab Bahn bez., pr. Frühjahr 165 —166 Mark bez., 
pr. Mai⸗Juni 163—161% Mark bez., pr. Juni⸗ Juli 162 —164 M. bez, 
pr. Juli⸗Auguſt 160 M. bez., pr. Sept.Detbr. 156% —157 M. bez. Gelün⸗ 
digt — Str. Kündigungspreis — N. — Erbſen, Rochwaare 178 — 210 M., 
Futterwaare 170—177 M. — Weizenmebl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert incl. 
Sad Nr. 0: 27,50—26,50 M. bez., Nr. 00: — M. bez., Nr. 0 und 1: 
25,50— 24,00 M. — Roggenmehl pr. 100 Kilo Br unveritenert incl. Sack: 
Nr. 0: 23,50 — 22,00 M., Nr. 0 und 1: 21,25—19,75 Mark bez. — 
Roggenmehl pr. 100 Kilo Br. incl. Sack Nr. 0 und 1: April⸗Mai 21 bis 
10—15 Mark bez., pr. Mai⸗ Juni do. Mark bez., pr. Juni⸗Juli 21,15 M. 
bez., pr. Juli ⸗ Auguſt 21,30 —35 Mark ber, pr. August: September — 
M. bez., pr. Septbr.⸗October 21,50 —55 M. bez., pr. October⸗November 
21,50 55 M. bez. — Gek. — Ctur. — Kündigungspreis — M. — Mudöl 
ver 100 Kilo loco obne Faß 64 M. bez. pr. April Mai 65 M. bez., pr. Mai⸗ 
Kuni do. M. bez., pr. Juni⸗Juli do. M. bez., Juli⸗Aug. — M. bez., pr. 
Septbr⸗October 64,1 —63,9—64,2 M. bez. Gekündigt — Ctur. — Küu⸗ 
digungspreis — M. — Leinöl loco — M. — Petroleum loco per 100 Kilo 
incl. Faß 27 M. ab Bahn bez., pr. April: Mai 24 M. bez., pr. September 
5 — bez., pr. April — bez. — Gekündigt — Ctr. — Kündigungs⸗ 
preis — M. bez. 

Spiritus loch „ohne Faß per 10,000 pCt. 4,5 3, ab Speicher 473—1 
M. bez., „mit Faß“ pr. April⸗Mai 47,3—6 M. bez., pr. Mar- Jum 47,3—6 
M. bez, pr. Juni⸗Juli 47,5—8 Mark bez., pr. Juli⸗Auguſt 48,4—6 Mark 
bez., pr. Auguſt⸗September 49,36 M. bez., pr. September⸗October 49,5 —-7 
M. bez., per April — bez. Gef. 100 000 Liter — Kündigungspreis 47,5 M. 


& Breslau, 13. Mai, 9% Ubr Vorm. Die Stimmung am beutigen 
Markte war im Allgemeinen ſehr ruhig, bei mäßigen Zufuhren und un⸗ 
veränderten Preiſen. . 

Weizen, feine Qualitäten gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 16,60 bis 19,00 —21,00 Mark, gelber 16,30 —18,40 bis 19,70 Mart, 
feinſte Sorte üher Notiz bezahlt. 1 £ 

Roggen, bei ſchwächerem Angebot preisbaltend, per 100 Kilogr. 14,00 
bis 15,00 bis 16,6 Mart, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 13,00 — 15,00 16,00 Mark, 
weiße 16,50 —17,20 Mark. } . 

Hafer in etwas feſterer Stimmung, per 160 Kilogr. 17,40 bis 18,50 bis 
19,40 Mark, feinſter über Notiz. g 

Mais gut behauptet, per 100 Kilogr. 11,50— 12.30 Marl. 

Erbſen gut preishaltend, per 100 Kilogr. 17—18 20,50 Mark. 

Bobnen ohne Umſatz, per 100 Kilogr. 14,80 — 15,80 —16,50 Mark. 

Lupinen in ſehr feſter Haltung, per 100 Ki! gelbe 10,00 bis 11,50 
Mark, blaue 10,00 — 11,50 Mark. 8 

Wicken blieben vernachläſſigt, per 100 Kilogr. „80 —17,80— 18,80 ME 

Oelſaaten ohne Umſatz. 


ro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
27 — 25 22 


Schlag⸗Leinſaat 27 ar 

2 ann 67 Sr 28 50 27 25 26 50 
Winterrübſen 27 25 26 — 25 25 
Sommerrübſen -- 28 50 27 50 26 — 
Leindotteeeeeer 8 - se 28 — dans 


Rapstuchen mehr beachtet, pr. 50 Kilogr. 7,30-7,60 Mart. 

Leinkuchen ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 9,20—9,70 Mark. 

Kleeſamen nominell, rother pr. 50 Kilogr. 53.—60—62—68 Mark, — 
weißer pr. 50 Kilogr. 75—80—83 87 Mark, Necfener über Notiz. 

Thymothee nominell, pr. 50 Kilogr. 36 —39—42 Mark. 

Mehl ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein alt 29,75 —30,75 
Mark, neu 27,75—28,75 Mark, Roggen fein 26,25—27,00 Mark, Hausbacken 
ee en Roggen: Futtermepl 9,75—10,75 Mart, Weizenkleie 7,75 

is 8,50 Mark. 


J, Die Selbſtverwaltung“ ] Die Ne. 19 des Ul. Jahrganges der volks⸗ 
thümlichen Wochenſchrift De U ronbermaltung’ bat folgenden Inhalt: Die 
Geſindefrage von Kreisgerichts⸗Ratb Urban⸗Nordenburg (amtliche Correſpon⸗ 
benz). 1. Probinzialordnung: Erläuterungen zu 5 62, GJortſetzung). 
II. Kreisordnung: Erläuterungen zu 8 (Schluß). III. Reichsgeſez⸗ 
gebung: Cap. XIV. Die gemeinſame Geſetzgebung über das geſammte 
bürgerliche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren. 
Schadenerſatzgeſez dom 7. Juni 1871. IV. Höhere Entſcheidungen: a) 
Armenangelegenbeiten, wichtige Entſchetdung des Bundesamtes für das 
Heimatweſen; b) Nachrichten aus anderen Kreiſen. V. Polizeiliches: a) 
Fiſchereipolizei (Sammlung zahlreicher Vorſchriften der ausführenden Be⸗ 
börden); b) Vertilgung der Wucherblume. VIII. Praktiſcher Dienſt: Statut 
über die Aufbringung der Communalabgaben. Brieflaſten. 
Weiden 


Stadt- Theater. A. Gonschlor, 5 22 


Sonnabend, den 13. Mai. 30. Vor-] empfiehlt als ſehr beachtenswerth: 
ſtellung im Bong : Abonnement. Save ke na» Gigarren à Mille 60, 75, 


Bei 8 Kufen d. er 

piel in 5 Aufzügen von b * in Origmol-Baſt⸗ 
Sonntag, den 14. Mai. Außer ee EM ile 25 
Unſort. HadannaCig. & Mille 54 Mk. 


men ge ts des 
nigl. preuß. Kammer Herrn Ausſchuß⸗Cig. in Orig.⸗Kiſt 
u Havanna Ka id l 9 3 5 iſten 


Albert Riemann. „Tannhäuſer n 
und der Sängerkrieg auf der Echte Vordeaurweine & Fl. 1—2 Ml. 
einweine & Fl. 90 Pf. bis 2 Mt. 


Wartburg.“ Große romantiſche sy 
Sper in drei Acten von Richard] Muscat Lünel (fuß) a Fl. 90 Pf. 
Moſelweine à Fl. 70 Pf. [7011] 


Wagner. (Tannhäuſer, Herr Albert 
Niemann.) Ungermein, füh à Fl. 1,25 Mt., berb 


Lobe - Theater. Cnpegner, Marge Moutier u. Co. 
Sonnabend. 8. 11. M.: „Die Reiſe] Reims à Fl. 3 M. 50 Pf. Marke 
durch Breslau in 80 Stunden.” | Celliers u. Co. a Fl. 3 Ml. 

Geſangspoſſe in 6 Bildern von H.] Die Cigarren als auch die Weine 
Salingts. Muſik von G. Lebn: | find aus einem Gelegenbeitstauf und 
Hardt. (Helene Möwes, Frl. Sophie] repräſentiren einen reellen Mehrwertb 

Konig. 7121) Upon wenigſtens 33% . 


Wiener Synnons- Flaschen Fe 


flüllen wir 
Selterser oder Soda-Wasser, 


3 pro Dutzend 2 Mark, exel. Glas frei Haus. 0 
Die Benutzung dieſer Flaſchen empfiehlt ſich für Haushaltungen und im 
Krankenzimmer. Das läſtige Entfernen der Korke wird erſpart, außerdem 
aber bleibt der Inhalt einer nicht auf einmal entleerten Flaſche tagelang 
friſch und koblenſäͤurereich. 


C. IB. Kissner & Co., 


Dampf⸗Mineralwaſſer⸗ und Limonaden Fabrik, 
Catharinenſtraße 7. 


Verantwortlicher Redacteut: Dr. Stein, (In Vertretung: Dr. Weis.) 
Druck — Grab, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslan. 


